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M a r k t g e m e i n d e a m t  
Luftenberg a. d. Donau 
 Luftenberg, den 19.05.2026 

 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
(ohne Angabe der akad. Grade) 

 
über die öffentliche Gemeinderatssitzung am Dienstag, den 14.04.2026, abgehalten im 
Marktgemeindeamt Luftenberg an der Donau (Sitzungssaal).  
 
Beginn: 19:00 Uhr 
Ende:  21:05 Uhr 
 
Anwesende: 
 
 Bgmin. Hilde Maria Prandner SPÖ 
 1.VBgm. Patrick Kurz SPÖ 

GV. Buchberger-Plank K. (SPÖ) 
 GR. Leonhartsberger Werner  (SPÖ) 
 E-GR. Elfriede Buchberger  SPÖ, als Ersatz für GR Kliemstein Doris 
 GV. Stöger Wolfgang SPÖ 
 E-GR. Stöger Regina SPÖ, als Ersatz für GR. Macho Christoph 
 GR. Neuhauser Michaela SPÖ 
 E-GR. Krieger Johann SPÖ, als Ersatz für GR. Richter Simon 
 GR. Penz Nadine  SPÖ.  
 GR. Kurz Sascha SPÖ 
 GR. Stelzer Horst SPÖ 
 2.VBgm. Rubmer Gerald ÖVP 
 GR Hofer Ulrike ÖVP 
 GR. Wöckinger Marie-Christine ÖVP 
 GR. Krassay Andreas ÖVP 
 GR. Hammer Gerhard  ÖVP  
 GR. Aigner Rudolf ÖVP 
 GR. Deutsch Thomas ÖVP 
 GR. Novak Martin  FPÖ  
 GV. Novak Gunter Ing. FPÖ 
 GR. Huemer Johannes FPÖ 
 GR. Renoldner Martin GRÜNE 
 GR. Armbruster Martin  GRÜNE  
 GR. Hofbauer Michael GRÜNE 

 
Entschuldigt ferngeblieben:   
 GR Kliemstein Doris.  (SPÖ) 
 GR. Macho Christoph  (SPÖ)  
 GR. Richter Simon  (SPÖ) 
  
 
Zusätzlich anwesend: AL Manfred Mazanek mit beratender Stimme 
  VB Regina Aumayr als Schriftführerin  
  Gerd Liebig und Rolf Salomon von der EEG Enns zu TOP 1 
  Andreas Bauer von der PV-LM GbmH & Co KG zu TOP 1 
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Verhandlungsverlauf: 
 
Die Bürgermeisterin eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 

a. der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 Oö.GemO. 1990) enthalten ist 
und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich (per 
E-Mail und Telefon) am 07.04.2026 unter Bekanntgabe der Tagesordnung versendet wurde, 

 

b. die Sitzung gemäß § 53 (4) der Oö.GemO. 1990 öffentlich kundgemacht wurde, 
 

c. die Beschlussfähigkeit gemäß § 50 der Oö. GemO. 1990 gegeben ist, 
 

d. das Protokoll der GR-Sitzung vom 05.02.2026 gemäß § 54 (4) der Oö.GemO. 1990 
ordnungsgemäß erstellt wurde und zur Einsichtnahme durch die Gemeinderatsmitglieder 
aufliegt, 

 

e. als Protokollunterfertiger für die Verhandlungsschrift der heutigen Sitzung GV. Karoline 
Buchberger-Plank (SPÖ), GV Andreas Krassay (ÖVP), GR Martin Nowak (FPÖ) und GR Martin 
Renoldner (Die Grüne Fraktion) bestellt werden und 

 

f. dass für amtliche Zwecke eine akustische Aufzeichnung der Sitzung erfolgt. 
 
Weiters teilt die Bürgermeisterin mit, dass Gerd Liebig, Rolf Salomon von der EEG Enns und Andreas 
Bauer von der PV-LM GbmH & Co KG zu TOP 1 für Auskünfte etc. beigezogen werden.  
 
Sie lässt sodann über die Beiziehung der Herren abstimmen. 
 
Der Antrag wird einstimmig angenommen, die Abstimmung erfolgt durch Erheben der Hand. 
 
Die heutige Gemeinderatssitzung hat dementsprechend folgende Tagesordnung: 
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T A G E S O R D N U N G: 
 
1) Klima/Energie:  

a) EEG Enns; Projektvorstellung; Beratung und Beschluss über einen Beitritt  
b) PV-LM GbmH & Co KG Luftenberg; Beratung und Beschluss über einen Beitritt zu einer 
Gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage (GEA)  
GV Stöger  
 

2) Vertretungskörper: Aktuelle Informationen durch die Bürgermeisterin  
 
3) Vertretungskörper: Berichte der Gemeindevorstandsmitglieder und der Ausschuss-Vorsitzenden  
 
4) Vertretungskörper: Zuweisungen an Ausschüsse  
Bgmin Prandner  
 

5) Kontrolle: Bericht des Prüfungsausschusses über die am 09.02.2026 durchgeführte 
Gebarungsprüfung  
GR Aigner  
 

6) Finanzen: Rechnungsabschluss 2025; Beratung und Beschluss  
Bgmin Prandner  
 

7) Energieversorgung: Vergabe der Stromlieferung für die Einrichtungen der Marktgemeinde 
Luftenberg an der Donau  
Bgmin Prandner  
 

8) Friedhof: Anpassung der Friedhofsentgelte; Beschluss der Friedhofsentgeltordnung  
Bgmin Prandner  
 

9) Friedhof: Änderung der Friedhofsordnung; Beschluss  
Bgmin Prandner  
 

10) Raumplanung: Ansuchen auf Umwidmung von Grünland in Sondernutzung Photovoltaikanlage, 
Grdstk. Nr. 882, 884, 885/2, 887, 888, 889, KG Pürach; Einleitung des Verfahrens nach dem ROG  
1.VBgm Kurz  

 
11) Raumplanung: Ansuchen auf Umwidmung von Grünland in Sondernutzung Funkanlage, Grdstk. 
Nr. 14, KG Luftenberg; Einleitung des Verfahrens nach dem ROG  
1.VBgm Kurz  

 
12) Raumplanung: Ansuchen auf Umwidmung von Wohngebiet in eingeschränktes gemischtes 
Baugebiet, Grdstk. Nr. 2440/6, KG Luftenberg; Beschluss  
1.VBgm Kurz  

 
13) Raumplanung: Ansuchen auf Umwidmung von Grünland Sondernutzung Bogensportanlage in 
Sondernutzung Funkanlage, Grdstk. Nr. 329/1, EZ 64, KG Pürach; Beschluss  
1.VBgm Kurz  

 
14) Raumplanung: Ansuchen auf Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36 (Auf der Heide); 
Grundsatzbeschluss  
1.VBgm Kurz  
 
15) Raumplanung: Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 „Abwinden I - Bahnhofsiedlung“; 
Beschluss  
1.VBgm Kurz  

 
 



14.04.2026 4 

 

 

 
 Seite 

4 
 

  

16) Allfälliges: 
Diese Tagesordnung wird sodann wie folgt erledigt: 
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1) Klima/Energie:  

a) EEG Enns; Projektvorstellung; Beratung und Beschluss über einen Beitritt  
b) PV-LM GbmH & Co KG Luftenberg; Beratung und Beschluss über einen Beitritt zu einer 
Gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage (GEA)  
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat, 
im Wege des Berichterstatters, GV Wolfgang Stöger 
 
 
GV Stöger begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Hr. Gerd Liebig und Hr. Rolf Salomon von der 
EEG Enns, der in der Folge eine kurze Projektvorstellung geben wird und Herrn Andreas Bauer von 
der PV-LM GbmH & Co KG Luftenberg, der für Fragen zur Verfügung steht.  
 
Die Erneuerbare Energiegemeinschaft Enns (EEG Enns) ist ein Zusammenschluss von 
Privatpersonen, Betrieben und öffentlichen Einrichtungen mit dem Ziel, regional erzeugten Strom 
innerhalb der Region zu nutzen und auszutauschen. 
 
Sie wurde im November 2023 als gemeinnütziger Verein gegründet und basiert auf den gesetzlichen 
Grundlagen des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes (EAG). 
 
Die EEG Enns stellt ein bereits funktionierendes, regional etabliertes Modell dar, das es Gemeinden 
ermöglicht, 
 

• ihren Eigenstrom besser zu nutzen, 

• Energiekosten zu reduzieren und 

• aktiv zur regionalen Energiewende beizutragen, 

• ohne hohe Investitionen oder technische Umstellungen. 
 
Wichtig: 

• Die EEG ist eine Ergänzung zum bestehenden Stromliefervertrag 

• Der bisherige Energieversorger bleibt bestehen 
 
Preismodell (Stand 2026) 

• Strompreis (Bezug): 9,3 ct/kWh netto 

• Einspeisetarif: ebenfalls 8,5 ct/kWh netto 

• Zusätzliche Einsparung: reduzierte Netzgebühren und Abgaben 

• 2,28 ct/kWh netto Vorteil 
 
Preise werden regelmäßig (mehrmals jährlich) angepasst und orientieren sich am Marktpreis. 
 
Der Ausschuss für örtliche Umweltfragen, Energie- und Integrationsangelegenheiten hat sich in seiner 
Sitzung am 26.01.2026 mit dem Beitritt zur EEG Enns und der Teilnahme an einer 

Gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage mit der PV-LM GmbH & Co KG befasst. 
 
Die PV-LM GmbH & Co KG Luftenberg betreibt derzeit vier Photovoltaikanlagen auf den Gebäuden 
Gemeindeamt, Kindergarten, Volksschule und Mittelschule. Für zwei dieser Anlagen laufen die 
bestehenden Förderverträge mit Juni 2026 aus. 
 
Vor dem Hintergrund der aktuellen gesetzlichen Rahmenbedingungen besteht das Ziel, den 
erzeugten Strom künftig verstärkt innerhalb der Gemeinde zu nutzen und damit sowohl ökologische 
als auch wirtschaftliche Vorteile zu erzielen. 
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Die PV-LM übernimmt das Preisschema der EEG Enns und wird mit dieser zusammenzuarbeiten.  
Zudem erfolgen bei der EEG Enns halbjährliche Preisanpassungen. 
 
Die PV-LM würde die organisatorische und technische Vorbereitung für die Einrichtung einer 
Gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage übernehmen. Für die ersten beiden Anlagen wäre eine 
Umsetzung voraussichtlich im Juli/August 2026 möglich. 
 
Von der PV-LM wurde darüber hinaus eine Reduktion der Netzgebühren um 25 % zugesichert.  
 
GV Stöger übergibt das Wort an Gerd Liebig. 
 
Gerd Liebig äußert, dass bereits viele Informationen genannt wurden, er jedoch trotzdem einen 
kurzen Überblick geben möchte.  
Günter Zellmann sei im Vorstand aus St. Georgen an der Gusen und Franz Hofbauer aus Etzdorf bei 
Katsdorf. Die Organisation sei Ende 2023 gegründet worden und habe sich sukzessive erweitert. 
Zunächst hätten sie das Gebiet nicht berücksichtigt, doch durch Zufall hätten sie erfahren, dass einige 
Mitglieder beigetreten seien und sie somit auch dieses Gebiet betreuen und unterstützen könnten. 
Seit Oktober 2025 unterstützten sie Mitglieder in Steyregg, St. Georgen, Gusen, Luftenberg und 
Katsdorf. Eine große Auszeichnung hätten sie vom Wirtschaftslandesrat Achtleitner erhalten, die 
Verleihung des Energie Stars 2025 durch die Landesregierung und den Energiesparverband sei eine 
große Ehre und Wertschätzung gewesen. Seitdem seien sie für die Oberösterreichische Regierung 
und den Energiesparverband in verschiedenen Funktionen tätig. In der Europäischen Union seien sie 
bei der Master Class Energy Community aufgetreten und er habe im Februar bei der Welser 
Energiesparmesse Österreich vertreten. Eine Untersuchung des Energiesparverbands habe gezeigt, 
dass die Mitglieder die persönliche Betreuung, das Engagement, die Kompetenz, die Regionalität und 
die einfache Kommunikationsstruktur schätzten. Alle arbeiteten ehrenamtlich und solidarisch, wobei 
der Teamgedanke wichtig sei. Sie kämen aus guten Positionen in der Wirtschaft, wobei Rolf bereits 
länger in Pension sei und Liebig am 15. final in Pension gehe, um sich auf das Thema 
Energiegemeinschaft zu fokussieren. Sie hätten eine extrem niedrige Kostenstruktur und arbeiteten 
non-profit, wobei ihre Software von der Europäischen Union gefördert werde. Das Prinzip sei eine 
einmalige Beitrittsgebühr von 20€, ohne Fixkosten und ohne versteckte Kosten. Jeder könne 
einspeisen und seinen Tarif erhalten, ebenso wie Konsumenten, die nicht einspeisen wollten. Aktuell 
hätten sie 813 Mitglieder, 942 Konsumenten und 377 Einspeiser, darunter drei 
Wasserkleinkraftwerke. Dies sei für die Nutzung und Gewinnung von Energie in den Nachtstunden 
wichtig. In Luftenberg hätten sie in den letzten drei Monaten 57 Haushalte gewinnen können, in St. 
Georgen seien es 69. Top Einspeiser sei die Knollmühle aufgrund der Wasserkraft, gefolgt vom 
Biohof Steininger. Der größte Konsument sei die Firma Wagner Guss, die sie prozentual reduzieren 
würden. Ein großer Kunde sei das Gesundheitszentrum in Enns. 
Die Abnahmeeinspeisung sei in Österreich absolute Spitze, wobei der Einspeisedurchschnittswert 
zwischen 50 und 75% im Sommer und Winter liege. Der Konsum solle nach oben gezogen werden, 
wobei sie im letzten Sommer bei 50% lagen. Durch Wasser und 23 Großanlagen, die sie überzeugen 
konnten, bei ihnen einzutreten, sowie eine Eigenanlage, die sie privat unterstützten, suchten sie 
aktuell ein 3 Hektar Gebiet. Ein Luftenberger Bauer sei kontaktiert worden, der Interesse habe. Ein 
zweiter Bauer sei ihr Vorstandsmitglied. Sie suchten über Investoren ein Gebiet für eine PV mit 
Speicher. Die EEG handle hellgrün, der Bezug von der IVU sei rot und die Gesamtleistung 
dunkelgrün. Die Firma Wagner Guss ziehe die Kurve nach oben, wobei sie durch Schulung ihrer PV-
Einspeiser und Training der Wechselrichter die Einspeisung verbessern wollten. Die Ersparnis bei der 
EEG im Vergleich zu den EVUs sei brutto 3,6 Cent. Idealtypische Haushalte könnten zwischen 106 
und 100€ sparen. 
Die Strategie für 2026 sei weiteres Wachstum, wobei sie als Margenminimierer aufgrund der 
ehrenamtlichen Arbeit keine Marge benötigten. Die Marge sei im Winter 0 und im Sommer 0,8 Cent. 
Sie planten, auf 0,5 Cent zu gehen, um das Geld nicht versteuern zu müssen. In diesem Jahr würden 
sie 1,5 Millionen Kilowattstunden gehandeltes Stromvolumen erreichen, im nächsten Jahr etwa 3 
Millionen. Enns sei bereits beigetreten, der Konsum Enns werde finalisiert.  
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Sie böten Sprechstunden in Enns und St. Georgen an, die sehr wirkungsvoll seien. Stromschenkung 
sei möglich, was von St. Georgener Bürgern gewünscht wurde. Sie planten eine PV mit Großspeicher 
in Ennswest und Schulen gemeinsam mit dem Energiesparverband interessierte PV-Besitzer mit 
Speicher zum EEG-dienlichen Verhalten. 
 
 
Antrag des Berichterstatters: 
 
Es wird daher beantragt, der Gemeinderat möge  
 
a) den Beitritt zur Erneuerbaren Energiegemeinschaft Enns (EEG Enns) und  
b) die Teilnahme an einer Gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage mit der PV-LM GmbH & Co KG 

Luftenberg  
 
beschließen. 
 
 
Beratung: 
 
2 VBgm Rubmer führt aus, dass Energiegemeinschaften im selben Netz mit den Umspannwerken 
integriert sein müssten.  
Rolf Salomon berichtet, dass die Arbeiten am Umspannwerk abgeschlossen seien und die Masten 
nun installiert würden. Er führt weiters aus, dass der gesamte Bereich, auch den nördlichen Bereich 
umfasst, einschließlich Luftenberg und St. Georgen.  
Gerd Liebig berichtet, dass die Grenze bei Langenstein berücksichtigt sei, und zwar im Bereich 
Gusen. Er habe dies persönlich überprüft und bestätigt, dass die Grenze genau zwischen Gusen und 
Langenstein verlaufe. 
Rolf Salomon erklärt, dass das Autohaus Ortner die Grenze darstelle und dass die Entscheidung 
unter dem Einfluss von Linz Netz stehe. Man sei von Linz abhängig, da Linz bestimme, wie das Netz 
gelegt werde. Er betont, dass Langenstein und Mauthausen dadurch als ein anderes Gebiet 
betrachtet würden. 
 
GV Stöger führt aus, dass ursprünglich im Umweltausschuss die Überlegung angestellt worden sei, 
mit der PV-LM Luftenberg eine Energiegemeinschaft zu gründen. Diese Gemeinschaft wäre auf den 
Bereich des jeweiligen Trafos beschränkt gewesen. Er erläutert, dass die Energiegemeinschaft Enns 
einen großen Vorteil bieten würde, da Gebäude der Gemeinde, die außerhalb liegen, wie die 
Pumpwerke und der Bauhof, davon profitieren könnten. Zudem hätten die anderen Einrichtungen den 
Vorteil des günstigen Strombezugs. GV Stöger erklärt, dass sich dieser Vorteil erst im Vergleich zur 
ursprünglich im Ausschuss diskutierten Variante als geringfügig herausgestellt habe. 
 
1.VBgm Kurz berichtet, dass die Diskussion über den Beitritt zur EEG und die Gründung der GEA 
aufgekommen sei. Es habe im Raum gestanden, wie sich die restlichen Energiemengen entwickeln 
würden, die von einem Energieversorger benötigt werden. Er erklärt, dass umfangreiche 
Vergleichsrechnungen durchgeführt und zahlreiche Gespräche geführt worden seien.  
Die Vergleichsrechnung sieht wie folgt aus: 
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GV Stöger führt aus, dass der Vorteil bestehe, für die Luftenberger in unbegrenzter Menge beziehen 
zu können. Bei den Luftenbergern bestehe der Vorteil, dass 100 Prozent der Produktion zunächst für 
den eigenen Nutzen verwendet werden könnten, bevor die Ressourcen in die EEG gelangen. Dies 
bedeute, dass eine Vorrangstellung mit der Gemeinde Luftenberg gegeben sei. 
 
Es erfolgen keine weiteren, wesentlichen Wortmeldungen 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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2). Vertretungskörper: Aktuelle Informationen durch die Bürgermeisterin 
 
 
Facebook Messanger Nachricht 
Heute hat uns über Facebook eine Messenger-Nachricht erreicht, in der massive Unwahrheiten und 
Verleumdungen gegenüber der Gemeinde im Zusammenhang mit der behaupteten Umwidmung von 
80.000 m² in Bauland verbreitet werden. Zudem wird das Gemeindewappen missbräuchlich 
verwendet. 
 
Es ist anzunehmen, dass diese falschen Behauptungen auch weiter im Internet verbreitet werden. 
 
Wir haben bereits Kontakt mit unserem Anwalt aufgenommen. Dieser wird versuchen, den Urheber 
der Nachricht ausfindig zu machen und entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten.  
 
ÖBB Unterführung Steininger Straße 
Im Zuge der Teams Besprechung vom 12.02.2026 wurde folgende weitere Vorgangsweise für die 
Kanalbauarbeiten bei der ÖBB Unterführung vereinbart. 
 
1. Die Kanalbauleistungen werden wie geplant ausgeführt. Durchfahrtshöhe beträgt 3,80 m. Die 

Rohrummantelung, die Rohrbettung inkl. Unterlagsbeton und die Leerrohre für die 
Bodeninjektionen werden wie vereinbart ausgeführt. 

2. Die Arbeiten werden durch die Fa. Held&Francke auftragsgemäß durchgeführt. 
3. Die Mehrleistungen auf Grund der Geländeabsenkung entsprechend Vergabevorschlag vom 

04.02.2026 werden von Held&Francke an die ÖBB verrechnet. 
4. Die Abrechnungsdetails (Rechnungsadresse, Projektnummer, etc.) werden im Zuge einer 

Baubesprechung zwischen ÖBB und Held&Francke festgelegt. 
5. Die ÖBB werden versuchen diese Mehrkosten den Leitungsträgern auf Grundlage des 

Übereinkommens aus 1987 (Jänner 1988) vorschreiben. 
6. Die Aufteilung dieser Mehrkosten auf die Kostenträger ÖBB/Luftenberg/Steyregg erfolgt auf 

Grundlage des Übereinkommens aus 1987. Entsprechende Gespräche zur Auslegung dieser 
Vereinbarung sollen geführt werden. 

 
Zuletzt hatte es nochmals eine Besprechung mit unserem Anwalt und der ÖBB gegeben. Unser 
Anwalt ist der Meinung, dass keine Mehrkosten durch die Gemeinden zu tragen sind. Er sieht auch 
keine Notwendigkeit neue Vereinbarungen abzuschließen. Der nicht bewilligte Reinwasserkanal der 
Gemeinde benötigt allerdings noch eine Abklärung. Lt. Nöbauer könnte hier ein Zwangsrecht erwirkt 
werden.  
 
Vorsprache LR Winkler - heute 
Vorstellung Projekte der Gemeinde im Beisein der IKD betreffend Festlegung der weiteren 
Vorgangsweise! 
Projekte wurden alle positiv und schlüssig gesehen.  
Finanzierung Bedarfszuweisungsmittel frühestens ab 2029. 
Zwischenfinanzierung möglich – Zinsbelastung fällt unter HAF1! 
 

Projekt KAT Halle FF-Luftenberg 
Hochbautechnische Beratung durch Land Oö. ist erfolgt.  
Baubehördlich vorgeprüfter Einreichplan samt Kostenschätzung wurde mit dem Ersuchen um 
Genehmigung des Raumprogrammes übermittelt. 
 
Projekt FF-Pürach 
Wie bekannt hat die hat die FF-Pürach auf Grundlage der GEP ein zusätzliches Fahrzeug (TLF) 
erhalten.  
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Für dieses Fahrzeug ist beim bestehenden Feuerwehrhaus kein Einstellplatz vorhanden. Aus diesem 
Grund ist eine entsprechende Erweiterung bzw. ein Umbau beim FF-Haus Pürach notwendig.  
Aufgrund des Umfangs des Projektes wurde die Abwicklung des Vorhabens an einen Generalplaner 
vergeben.  
 
Auf Grundlage der vorgelegten Machbarkeitsstudie wurde von der IKD das entsprechende 
Raumprogramm genehmigt.  
 
Als nächster Schritt sollte ein Vorentwurf samt Kostenschätzung für die weitere Bearbeitung 
übermittelt werden. Dazu hat es auch schon einen gemeinsamen Termin mit der Feuerwehr gegeben.  
 
Betreffend der notwendigen Hallenablöse lag ein entsprechendes Angebot des Grundeigentümers 
vor.  
Zwischenzeitlich ist es bei der Halle allerdings zu einem Brand gekommen.  
Nach Rücksprache mit der Aufsichtsbehörde wurde uns aufgetragen unter Vorlage des 
Brandgutachtens der Versicherung eine neues Wertermittlungsgutachten zu beantragen, da die Halle 
durch den Brand nun weniger wert ist. Das Gutachten der Versicherung liegt uns leider bis dato noch 
nicht vor.  
 
Bei einem Gespräch mit dem Halleneigentümer hat uns dieser mitgeteilt, dass er trotz des Brandes 
an der angebotenen Verkaufssumme festhält.  
 
Projekt VS Luftenberg 
3 Bauetappen (Sanierung Turnsaal, Sanierung Bestand VS, Aufstockung bzw. Erweiterung) 
Planabstimmung mit Neue Heimat und Beteiligten – Kostendämpfungsverfahren! 
 
Projekt Heimstätte/Hentschläger – eh. WELLA-Gelände 
Die Projektanten haben das geforderte Verkehrskonzept mittlerweile mit der Aufsichtsbehörde 
abgestimmt. Dieses sieht einen Linksabbieger auf der L569 Pleschinger Landesstraße Richtung 
WELLA-Straße vor. 
Anschließend konnten die Planunterlagen (Flächenwidmungsplan und Bebauungsplan) dem Land 
Oö. zur Genehmigung vorgelegt werden.  
 
Wartungsarbeiten am Hochbehälter „Haselbauer“ 
Einschränkungen bei der Wasserversorgung 
Am Mittwoch, 15. April und Donnerstag, 16. April werden beim Hochbehälter „Haselbauer“ 
notwendige Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten durchgeführt werden. 
 
Aufgrund dieser Arbeiten kann es in diesem Zeitraum zu einer eingeschränkten Wasserversorgung 
kommen. 
 
Die Bevölkerung in den Bereichen 
Abwinden (Luftensteinersiedlung, Bahnhofsiedlung, Im Fall), Kernsiedlung und Untersteining wird 
daher ersucht, den Wasserverbrauch auf das unbedingt notwendige Maß zu reduzieren. 
 
Insbesondere bitten wir, auf folgende Anwendungen vorübergehend zu verzichten: 
 

• Poolbefüllungen 

• Gartenbewässerungen 

• sonstige größere Wasserentnahmen 
 
Diese Maßnahmen sind erforderlich, um die Versorgungssicherheit für alle Haushalte, während der 
Arbeiten gewährleisten zu können. 
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Infos auf Homepage, Facebook, Infokanal 
 
Wirtschaftspark Perg-Machland / Projekt Sonderschule Perg 
Vom Wirtschaftspark Perg Machland werden für das Projekt Sonderschule Perg ein Teil der 
Rücklagen aufgelöst und den Mitgliedsgemeinden für das Projekt Sonderschule Perg zur Verfügung 
gestellt. Es geht dabei um € 10,- pro EW (3.833 EW f. 2008)! 
Das Geld ist zweckgebunden zu verwenden.  
Beschluss in der Vollversammlung vom 08.04.2026! 
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3). Vertretungskörper: Berichte der Gemeindevorstandsmitglieder und der Ausschuss-Vorsitzenden 
 
 
Es erfolgen keine weiteren Berichte! 
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4). Vertretungskörper: Zuweisungen an Ausschüsse 
 
 
Die Angelegenheit 
 

Änderung der KBBEO – Englischkurs im Kindergarten 
 
wird über Beschluss des Gemeinderates dem Ausschuss für Schul-, Kindergarten- und 
Jugendangelegenheiten zur Vorberatung und Antragstellung zugewiesen. 
 
 
Anmerkungen: 
 
Im Kindergarten wird derzeit einmal wöchentlich ein Englischkurs für insgesamt 11 Kinder angeboten. 
Dieser findet aktuell um 08:30 Uhr und somit während der regulären Betreuungs- und Bildungszeit im 
Rahmen des öffentlichen Bildungsauftrages statt. 
 
Diese Durchführung entspricht jedoch nicht dem pädagogischen Leitbild der Einrichtung, da 
Zusatzangebote grundsätzlich nicht während der Kernbildungszeit erfolgen sollen. Vor diesem 
Hintergrund ist vorgesehen, ab dem kommenden Arbeitsjahr eine angepasste Lösung zu erarbeiten. 
 
Im Zuge dessen sind insbesondere folgende Rahmenbedingungen festzulegen: 
 

• geeignete zeitliche Verlagerung außerhalb der pädagogischen Kernzeiten, 

• Bereitstellung bzw. Zuteilung geeigneter Räumlichkeiten, 

• Definition einer Mindestteilnehmerzahl zur Durchführung des Kurses. 
 
Seitens der Eltern besteht weiterhin Interesse an einem freiwilligen Englischangebot, insbesondere in 
Kooperation mit der Firma „Helen Doron“. 
 
Der zuständige Ausschuss wird ersucht, die Rahmenbedingungen für ein künftig pädagogisch 
abgestimmtes und organisatorisch klares Zusatzangebot zu beraten und festzulegen. 
 
 
Beratung: 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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5). Kontrolle: Bericht des Prüfungsausschusses über die am 09.02.2026 durchgeführte 
Gebarungsprüfung, Kenntnisnahme des Prüfberichtes 
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat 
im Wege des Berichterstatters GR Rudolf Aigner 
 
 
Der örtliche Prüfungsausschuss hat am 09.02.2026 eine Gebarungsprüfung durchgeführt. 
Gegenstand, Ablauf und Ergebnis der Prüfung sind dem vorliegenden Prüfbericht zu entnehmen, 
welcher vollinhaltlich zur Verlesung gebracht wird. 
 
Des Weiteren ist die schriftliche Stellungnahme der Bürgermeisterin zum Prüfbericht des 
Prüfungsausschusses vorzutragen. 
 
 
Antrag des Berichterstatters: 
 
Es wird beantragt, den Bericht des Prüfungsausschusses über die durchgeführte Prüfung und die 
Stellungnahme der Bürgermeisterin zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Beratung: 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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6). Finanzen: Rechnungsabschluss 2025, Beratung und Beschluss 
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat, 
im Wege der Berichterstatterin, Bgmin Hilde Prandner 
 
 
Der Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2025 liegt in der Form der Drei-Komponenten-Rechnung 
zur Genehmigung durch den Gemeinderat vor. 
 
Der Rechnungsabschluss wurde am 24.03.2026 vom Prüfungsausschuss geprüft, der Bericht des 
Prüfungsausschusses bildet die Grundlage für die Beschlussfassung des Gemeinderates über den 
Rechnungsabschluss im Sinne des § 91 Abs. 3 der Oö.GemO 1990. 
 
Der Entwurf des Rechnungsabschlusses wurde gem. § 92 Abs. 9 der Oö. Gemeindeordnung den 
Fraktionsvorsitzenden und den Mitgliedern des Prüfungsausschusses übermittelt. Weiters wurde der 
Entwurf des Rechnungsabschlusses auf der Homepage bereitgestellt. Eine Ausfertigung des 
Rechnungsabschlussberichtes wurde jedem Gemeinderatsmitglied per Email übermittelt. Der 
Rechnungsabschluss ist in der Zeit von 25.03.2026 bis einschließlich 08.04.2026 zur öffentlichen 
Einsichtnahme aufgelegen. Erinnerungen gegen denselben wurden nicht eingebracht. 
 
Im Finanzjahr 2025 gibt es bei den Ausgaben der operativen Gebarung und der investiven Gebarung 
keine Kreditüberschreitungen. In der Finanzierungstätigkeit beläuft sich die Kreditüberschreitung auf € 
8.007,86. Dies resultiert aus erhöhten Darlehenstilgungen. 
 
 
 
Antrag der Berichterstatterin: 
 
Es wird beantragt, den Rechnungsabschluss mit den einzelnen Abschlussrechnungen für das 
Finanzjahr 2025 zu genehmigen und den Bericht des Prüfungsausschusses vom 24.03.2026 sowie 
die Stellungnahme der Bürgermeisterin zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Es wird festgelegt, dass die Erläuterungen zu den Unterschiedsbeträgen ab einem Betrag von € 
5.000,00 des Voranschlags-Solls zu erfolgen hat. 
 
 
Beratung: 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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7). Energieversorgung: Vergabe der Stromlieferung für die Einrichtungen der Marktgemeinde 
Luftenberg an der Donau 
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat, 
im Wege der Berichterstatterin, Bgm.in Hilde Prandner 
 
 
Für die Strom-Anlagen der Einrichtungen der Marktgemeinde Luftenberg a.d. Donau wurden bei 3 
Anbietern Preisauskünfte eingeholt. 
 
Gemessen am prognostizierten Jahresverbrauch abzüglich EEG und GEA (180.000 kWh) ergeben 
sich bei den Anbietern folgende Gesamtpreise (Energiepreis): 
 
 

Anbieter Zeitraum Arbeitspreis pro kWh in Cent (netto) 

Linz AG 01.05.2026-30.04.2027 12,20 

 01.05.2027-30.04.2028 10,60 

   

Energie AG 01.05.2026-31.12.2026 11,70 

 01.01.2027-31.12.2027 11,15 

 01.01.2028-31.12.2028 9,80 

   

Um die Angebote vergleichbar zu machen, wurden die Preise der Energie AG auf den 
selben Zeitraum wie die Angebote der Linz AG angepasst. Daraus ergeben sich dann 
folgende Mischpreise 

   

Energie AG 01.05.2026-30.04.2027 11,51 

 01.05.2027-30.04.2028 10,70 

 
Die Verbund AG hat trotz Anfrage kein Angebot gestellt.  
 
Der Grundpreis pro Zählpunkt und Monat ist bei beiden Anbietern mit € 2,50 netto gleich. 
Die vorstehenden Preise verstehen sich ohne Netzkosten, Steuern und Abgaben. 
 
Die prognostizierte Jahresabnahme in Höhe von 180.000 kWh kann bei beiden Anbietern zum 
angebotenen Preis jeweils um 10% über- bzw. unterschritten werden. 
 
Sollte die Abweichung über 10% liegen, bietet die Linz AG eine Aufzahlung von 25% des 
vereinbarten Preises. Die Energie AG verrechnet in diesem Fall den aktuellen SPOT-Preis zuzüglich 
0,75 Cent/kWh Handling Fee und Beschaffungskosten von 3,5 Cent/kWh. 
 
Sollte sich ein eventueller Umstieg der Stromlieferung von der Linz AG zur Energie AG zeitlich nicht 
bis 01.05.2026 ausgehen, bietet die Linz AG für einen weiteren Monat den offiziellen Gewerbetarif in 
Höhe von ca. 18 Cent an. 
 
 
Beratung:  
 
2.VBgm Rubmer äußert sich zu den aktuellen Entwicklungen im Energiemarkt. Er habe sich bei 
Bekannten, die Strom verkaufen, erkundigt und ein Angebot für einen Fixpreis eingeholt. Die großen 
Anbieter, die er als "Platzhirsche" bezeichnet, seien bisher nicht dafür bekannt gewesen, günstigen 
Strom anzubieten. Diese böten jedoch nun Vorteile, wie etwa kostenlose Strommonate bei einem 
Anbieterwechsel.  
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Er betont, dass es schwierig sei, bei den Energiefirmen überhaupt Strom zu erhalten, und beschreibt 
die aktuelle Situation als herausfordernd. Zudem wisse man nicht, wie sich die Energiepreise 
zukünftig entwickeln würden. Abschließend erwähnt er, dass es spannend sei, die Preisentwicklung 
zu beobachten, insbesondere bei Verträgen mit einer Laufzeit von zwei Jahren. 
 
2.VBgm Kurz führt aus, dass er sowohl über einjährige als auch zweijährige Vertragslaufzeiten 
spricht, insbesondere im Zusammenhang mit einem Wechsel des Energieversorgers. Er erläutert, 
dass die Vertragslaufzeiten entweder bis zum Ende dieses Jahres oder bis zum Ende des nächsten 
Jahres reichen könnten. Er stellt die Frage, in welche Richtung sich der Energiemarkt entwickeln 
werde, was er als eine ungewisse Prognose bezeichnet.  
 
GV Stöger führt aus, dass es möglich sei, den Bezug über die Energiegemeinschaft zu steuern. Er 
erklärt, dass man weniger beziehen könne, wenn man über das Jahr zu viel bezogen habe. Es 
bestehe die Möglichkeit, den Bezug kurzfristig zu beenden, da dies tagesaktuell möglich sei. Auf 
diese Weise könne man steuern, dass die Grenze von 10% eingehalten werde. 
 
1.VBgm Kurz äußert, dass man zu einem späteren Zeitpunkt erneut Berechnungen anstellen könne, 
um festzustellen, welche Option hinsichtlich der Energiekosten günstiger sei.  
 
GV Stöger führt aus, dass die vorhandenen Daten hinsichtlich der Verbräuche etwas nachgerechnet 
worden seien. Er erläutert, dass ein Teil der Verbräuche auf die Straßenbeleuchtung entfalle, von der 
die Energiegemeinschaft nicht profitieren könne, da diese nicht unter Dach betrieben werde. Zudem 
falle ein Teil der Verbräuche in den Winter. Daher habe man die Berechnungen auf ein Drittel der 
Gesamtverbräuche angepasst. 
 
GV Novak erkundigt sich, ob es Unterschiede gebe, wenn man als Privatperson den Stromanbieter 
wechsle im Vergleich zu einem Wechsel als Gemeinde, wie es im Vorjahr der Fall gewesen sei. Er 
fragt, ob es hinsichtlich der Abnahmemenge Beschränkungen gebe, die dazu führten, dass nicht jeder 
Anbieter in Frage komme, und ob man deshalb nur die großen Anbieter wie Linz AG, Energie AG 
oder den Verband berücksichtigt habe.  
Er führt aus, dass es Hunderte von Stromanbietern gebe und er privat bereits mehrfach den Anbieter 
gewechselt habe. Er habe aktuell einen Ökostromanbieter gewählt, der ihm eine 
Preisbindungsgarantie über mehrere Jahre gewähre. Er äußert, dass dieser Anbieter 
sicherheitswilliger erscheine als die zwei oder drei Anbieter, die kürzlich angepasst worden seien. 
Allerdings könne er nicht sagen, ob dieser Anbieter in der Lage sei, 180.000 Kilowattstunden zu 
liefern. GV Novak weist darauf hin, dass es Online-Portale gebe, auf denen man seine Eckdaten 
eingeben könne, um Angebote und Preisgarantien zu erhalten. Abschließend stellt er die Frage, ob 
die Gemeinde diese Vorgehensweise übernehmen solle. 
 
1.VBgm Kurz erläutert, dass die Gemeinde keine kleinen Energieanbieter bevorzugt. Er führt aus, 
dass dies einen bestimmten Grund habe, der auf die erste Energiekrise zurückzuführen sei. Während 
dieser Krise seien viele kleine Energieanbieter gezwungen gewesen, Kunden abzuweisen. Infolge 
dieser Ereignisse habe es zahlreiche Gespräche auf Bezirks- und Landesebene gegeben. Dabei sei 
festgestellt worden, dass es im Sinne der Versorgungssicherheit sinnvoll sei, sich für namhafte große 
Energieanbieter zu entscheiden. 
 
GV Novak regt an, jährlich zu überprüfen, welche Anbieter zur Verfügung stünden, da die meisten 
ohnehin eine Preisgarantie für ein Jahr gewährten. Er schlägt vor, dies auch in der aktuellen Situation 
in Betracht zu ziehen. 
 
Bgmin Prandner weist darauf hin, dass bei einem kleinen Anbieter schnell Probleme auftreten 
könnten. Sie betont, dass solche Vorfälle rasch geschehen könnten und erwähnt, dass sie selbst 
bereits eine solche Erfahrung gemacht habe. 



14.04.2026 18 

 

 

 
 Seite 

18 
 

  

Sie erklärt, dass man bei großen Anbietern bleiben solle, um einen Vertrag zu verhandeln, der einen 
guten Preis garantiere, und nicht riskieren solle, dass der Vertrag gekündigt werde und man dann 
einen neuen Preis bei einem großen Anbieter suchen müsse. 
 
2.VBgm Rubmer führt aus, dass ein erheblicher Unmut bestehe, seitdem bestimmte Kündigungen 
erfolgt seien. Er betont, dass die Gemeinde keinen Spottpreis zahlen dürfe, da dies als Spekulation 
gelte. Er kritisiert, dass die großen Unternehmen und die Energie AG die meisten Übergewinne erzielt 
hätten. Er schlägt vor, bei zukünftigen Entscheidungen nicht nur die großen Anbieter zu 
berücksichtigen, sondern auch kleinere, die möglicherweise bessere Konditionen bieten könnten.  
 
1.VBgm Kurz erklärt, dass er bereit sei, den Wunsch des Gemeinderats zu erfüllen. Er betont, dass 
es für ihn keinen Unterschied mache, ob er bei drei oder zehn Anbietern anfragt. 
 
GV Novak äußert den Vorschlag, dass es möglicherweise sinnvoll sei, in diesem Jahr eine 
regelmäßige Überprüfung der Preise durchzuführen. Er regt an, dass man in zwei Wochen oder für 
das nächste Jahr rechtzeitig eine solche Analyse in die Planung einbeziehen solle.  
 
1.VBgm Kurz erklärt, dass er die Preise tagesaktuell anpassen müsse, da sie nicht länger gültig 
seien. Der Preis, den sie heute erhalten hätten, gelte bis morgen um 10 Uhr. Er versichert, dass er 
dies beim nächsten Mal klarstellen werde. 
 
GR Renoldner äußert sich amüsiert über die Tatsache, dass der Preis für einen Tag gilt, obwohl 
bereits bekannt sei, dass dieser bis ins Jahr 2028 gilt. Er führt aus, dass es in der aktuellen Situation 
oder aufgrund der Verbindung des Gaspreises mit dem Strompreis niemand mit Sicherheit 
prognostizieren könne, dass die Strompreise erheblich sinken würden, da der Strombedarf insgesamt 
steige. Er hält den Tarif für vergleichsweise gut und bemerkt, dass es möglicherweise anderswo 
geringfügige Preisunterschiede gebe. Er betont, dass beide Tarife angesichts der aktuellen 
Möglichkeiten nicht schlecht seien, da die zukünftige Entwicklung der Kriegssituation und der 
weltweiten Wirtschaftslage nicht kalkulierbar sei. Sollte der Gaspreis vom Grundpreis entkoppelt 
werden, könne sich dies ändern. Er erwähnt, dass selbst wenn die Straße von Hormus wieder 
befahrbar werde, dies nur einen marginalen Einfluss von 0,05 Euro habe. Er kritisiert, dass in der 
Aufstellung nicht klar sei, was geschehe, wenn der Verbrauch unter dem Rahmen von minus 10 
Prozent liege, obwohl bei einem Verbrauch über plus 10 Prozent eine Preissteigerung eintrete. 
Angesichts der EEG und der zweiten Genossenschaft bestehe die Möglichkeit, vorsichtig zu 
kalkulieren, was von diesen bezogen werde. Er bemängelt, dass im erhaltenen Mail keine 
Informationen darüber enthalten seien, was passiere, wenn nur 80 Prozent des Stroms benötigt 
würden. 
 
1.VBgm Kurz führt aus, dass bei einer Reduzierung um 10% in Verbindung mit einer Hochstufung der 
Preise die Menge entsprechend angepasst werde. Dies würde zu einer erhöhten Preisstabilität 
führen.  
 
GR Renoldner führt aus, dass es für Privathaushalte Möglichkeiten gebe, den Stromverbrauch so zu 
regulieren, dass er zu bestimmten Zeiten stattfindet. Er erläutert, dass dies bei einigen Positionen 
möglich sei, jedoch nicht in allen Fällen, wie beispielsweise bei der Beleuchtung, die nachts benötigt 
werde. Er schlägt vor, bestimmte Tätigkeiten, wie das Laden eines Elektroautos, an sonnigen Tagen 
zur Mittagszeit durchzuführen, sofern dies möglich sei. Zudem weist er darauf hin, dass im Winter der 
Stromverbrauch dann gesteuert werden könne, wenn der Strom günstiger sei. Er erwähnt, dass es 
flexible Tarife gebe, die solche Anpassungen unterstützen könnten. 
 
2.VBgm Rubmer führt aus, dass Änderungen von Energieanbietern zunächst kurzfristig wirkten. Er 
erläutert, dass es möglich sei, bereits im Sommer nach dem Strompreis zu fragen, den man im 
nächsten Jahr zahlen werde. Man könne dann einen Vertrag abschließen und den Preis erhalten, den 
man im Sommer vereinbart habe. 
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GR Hofer erklärt, dass es nicht einfach sei, als Energielieferant zu agieren, da bereits eine 
Abweichung von 0,1% im Stromnetz zu einem Zusammenbruch führen könne, was oft übersehen 
werde. Sie bestätigt, dass die Energie AG viele verschiedene Tarife für unterschiedliche Kunden 
anbiete und über gute Berater verfüge. Sie weist darauf hin, dass bei der Energie AG auch 
kostenlose Stromtage oder Einführungsangebote für Neukunden vorhanden seien. Sie betont, dass 
man nach einem Jahr erneut mit der Energie AG verhandeln müsse.  
 
1.VBgm Kurz führt aus, dass es vorteilhaft sein könne, frühzeitig anzufragen und sich dadurch 
möglicherweise einen besseren Preis zu sichern. Er betont, dass dies an einem bestimmten Tag 
erfolgen müsse. Zudem verweist er auf eine frühere Gemeinderatssitzung und eine Preisleitung, ohne 
weitere Details zu nennen. Er erklärt, dass er sich stets an den Kommunalbetreuer wende. Dies sei 
darauf zurückzuführen, dass wir eine Gemeinde seien. Die Gemeinde kann nicht mit einem privaten 
Umstieg verglichen werden. Es müsse vielmehr genau geprüft werden.  
Jedenfalls sei ihm die Gewährleistung der Versorgungssicherheit für die Gemeinde wichtig, 
unabhängig davon, wohin man gehe. 
 
GR Wöckinger führt aus, dass die Entscheidung bezüglich der Energieanbieter getroffen werden 
müsse. Sie schlägt vor, entweder bei der Linz AG bis Ende April 2028 oder bis Ende April 2027 zu 
bleiben. Alternativ könne man die Energie AG bis Ende des Jahres 2028 oder bis Ende des nächsten 
Jahres in Betracht ziehen. Sie regt an, die Möglichkeit eines häufigeren Wechsels der Anbieter zu 
prüfen und die Auswirkungen zu analysieren. Sie weist darauf hin, dass bei einer Entscheidung für 
die Energie AG der Vertrag bis Ende 2026 laufen würde. Dies würde den Vorteil bieten, die 
verschiedenen Angebote und deren Planung genauer zu betrachten. Sie betont, dass die 
Entscheidung im Dezember getroffen werden müsse und dass die Preise möglicherweise steigen 
könnten. Sie hebt hervor, dass somit Klarheit gewonnen werden könne, ob ein Wechsel tatsächlich 
Vorteile bringe. Abschließend äußert sie, dass es sinnvoll sei, die Debatte zu führen, um zu wissen, 
ob ein Wechsel des Anbieters tatsächlich Einsparungen ermögliche. 
 
GR Leonhardsberger führt aus, dass die derzeitige Diskussion über den Betrag von 2900 Euro seiner 
Ansicht nach zu weit gehe. Er meint, dass eine kurze Diskussion im Gemeindevorstand ausreichend 
wäre und der aktuelle Rahmen gesprengt werde. Er erläutert, dass der Aufwand, der mit der 
Bearbeitung von 330 Anfragen und der Erstellung von Kontaktformularen verbunden sei, erheblich 
sei. Er stellt in Frage, ob diese Diskussion aktuell notwendig sei. Er betont, dass die grundsätzliche 
Aussage wichtig sei, sich breiter zu informieren. Er weist darauf hin, dass bei 31 Anfragen 57 Anbieter 
vorhanden seien und entsprechend viele Formulare ausgefüllt werden müssten. Er äußert Zweifel 
daran, dass zeitnahe Rückmeldungen erfolgen würden, da in der Vergangenheit Formulare lange 
unbearbeitet geblieben seien. Er ist der Ansicht, dass diese Thematik im Gemeindevorstand 
besprochen werden könnte, um die Mitglieder zu informieren, anstatt sie in der aktuellen Sitzung 
ausführlich zu diskutieren. 
 
GR Sascha Kurz führt aus, dass die Nutzung des Portals nicht so einfach sei, wie es zunächst 
erscheine. Er habe kürzlich versucht, das Portal mit einem Verbrauch von über 100.000 
Kilowattstunden zu nutzen, und festgestellt, dass man als gewerblicher Kunde direkt an einen 
persönlichen Energieberater weitergeleitet werde, der ein Angebot erstelle. Er betont, dass man die 
Eingabe nicht einfach so vornehmen könne, wie es auf der ersten angezeigten Homepage suggeriert 
werde. 
 
1.VBgm Kurz informiert, dass es noch keine abschließende Entscheidung gebe und ergänzt, dass 
eine Antragsformulierung ebenfalls noch ausstehe. 
 
GV Stöger führt aus, dass seiner Ansicht nach das Projekt mit der gemeinschaftlichen Anlage 
wahrscheinlich bis in das Jahr 2027 hinein dauern wird. Er schlägt vor, die Anlage zunächst zu 
betrachten, da dadurch die Menge besser eingeschätzt werden könne.  
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Auf dieser Grundlage könne man bei zukünftigen Planungen eine genauere Kalkulation vornehmen. 
Zudem könne man klären, welche Angebote für die Gemeinden von anderen Anbietern verfügbar 
seien. 
 
 
Antrag der Berichterstatterin: 
 
Es wird daher beantragt, die Stromlieferung für den Zeitraum 01.05.2026 bis 31.12.2027 an die 
Energie AG zu vergeben. 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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8). Friedhof: Anpassung der Friedhofsentgelte; Beschluss der Friedhofsentgeltordnung 
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat, 
im Wege der Berichterstatterin, Bgm.in Hilde Prandner 
 
 
Das Bestattungsverhalten in unserer Gemeinde hat sich in den vergangenen Jahren grundlegend 
verändert. Während im Jahr 2012 Erd- und Feuerbestattungen noch in einem annähernd 
ausgewogenen Verhältnis standen, zeigt sich mittlerweile ein deutlich anderes Bild. 
 
Im Jahr 2025 wurden am Friedhof lediglich 7 Erdbestattungen, jedoch 87 Urnenbestattungen 
durchgeführt. Der Anteil der Erdbestattungen beträgt somit nur noch rund 10 %. 
Parallel dazu wurden seit 2012 – beginnend mit der Errichtung der ersten Baumstelen – alternative 
Bestattungsformen kontinuierlich ausgebaut. Inzwischen befinden sich mehr als 300 Stellen für 
Baumbestattungen am Friedhof. 
 
Diese Entwicklung hat wesentliche wirtschaftliche Konsequenzen: 
 
1. Steigender Pflegeaufwand 
Mit der Zunahme der Urnen- und Baumbestattungen werden immer mehr klassische Erdgräber 
aufgelassen. Diese Flächen wurden früher von den jeweiligen Nutzungsberechtigten gepflegt. Nach 
Ablauf der Grabrechte fallen sie jedoch in die Pflegeverantwortung der Gemeinde. 
Die Mitarbeiter des Wirtschaftshofes der Marktgemeinde St. Georgen/G. müssen daher zusätzlich zu 
den Wegen und allgemeinen Flächen eine stetig wachsende Anzahl ehemaliger Grabflächen 
betreuen. Auch die Grünflächen rund um die Baumstelen verursachen einen laufenden 
Pflegeaufwand. 
 
2. Sinkende Einnahmen 
Urnengräber sind tariflich deutlich günstiger als klassische Erdgräber. Durch die starke Verschiebung 
hin zu Urnenbestattungen (auch an Waldfriedhöfen) gehen erhebliche Einnahmen aus Grabgebühren 
verloren. 
Die aktuellen Gebührensätze decken die tatsächlichen Betriebs- und Erhaltungskosten nicht mehr. 
Zudem können keine ausreichenden Rücklagen für künftige Instandhaltungs- und 
Sanierungsmaßnahmen gebildet werden. 
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Im Zuge der Gebarungsprüfung wurde festgehalten, dass der Friedhof ausgeglichen zu führen ist. 
Um die dauerhafte Finanzierung des Friedhofsbetriebes sicherzustellen, wird daher vorgeschlagen: 
 
• die bestehenden Friedhofsentgelte um rund 30 % anzuheben, 
• sowie den Tarif für Urnengräber an jenen der Einzelgräber anzupassen. 
• die Beerdigungsgebühren entsprechend den tatsächlichen Arbeitsleistungen anzupassen. 
 
 

 
 
 
Um den Verwaltungsaufwand für die Auflösung einer Grabstätte zu decken, sollte sowie auf diversen 
anderen Friedhöfen, ein Kostenbeitrag von € 85.- verrechnet werden.   
Ebenso wird vorgeschlagen die Beerdigungsgebühren anzupassen. 
 
Im Zuge der durchgeführten Evaluierung wurden die bestehenden Gebührensätze einer 
vergleichenden Analyse mit anderen Gemeindefriedhöfe in der Region unterzogen. 
Dabei wurde festgestellt, dass die derzeit geltenden Entgelte teilweise deutlich unter dem regionalen 
Durchschnitt liegen.  
 
Diese Anpassung dient nicht der Gewinnmaximierung, sondern der Kostendeckung und 
nachhaltigen Sicherung der Infrastruktur. Nur durch eine angemessene Gebührenstruktur können 
der laufende Betrieb, die Pflege sowie notwendige zukünftige Investitionen gewährleistet werden. 
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Friedhofsentgeltordnung 2026 
 
 

Entgeltordnung 
über die mehrgemeindliche Friedhofsanlage St.Georgen an der Gusen 

 
 
Der Gemeinderat von St. Georgen/Gusen hat in seiner Sitzung vom 31.03.2026, der Gemeinderat 
von Langenstein hat in seiner Sitzung vom 19.03.2026 und der Gemeinderat von Luftenberg/Donau 
hat in seiner Sitzung vom 14.04.2026 beschlossen, die Entgeltsordnung für die Benützer der 
mehrgemeindlichen Friedhofanlage im Sinne des § 34 (3) des Oö. Leichenbestattungsgesetzes 1985 
LGBl.Nr. 40/1985 i.d.g.F. wie folgt festzulegen:  
 

§ 1 
 
Für die Benützung der Einrichtungen des kommunalen Friedhofes St. Georgen/Gusen werden nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen Entgelte eingehoben. 
 

§ 2 
Grabstellenentgelt 

 
Für die Verleihung bzw. Überlassung des Benützungsrechtes an einer Grabstelle für die Dauer von 
10 Jahren, bei Kindergräbern 5 Jahren, beträgt dieses Entgelt für 
 
 in Euro 
 
a) Reihengrab  .................................................................................  430,00 
b) Randgrab  ....................................................................................  535,00 
c) Wandgrab ....................................................................................  630,00 
d) Kindergrab (bis zum vollendeten 6.Lebensjahr für 5 Jahre) ..........  160,00 
e) Urnengrab ....................................................................................  430,00 
f) Urnennische (mit Sockel) .............................................................  810,00 

 
 
Für breitere Gräber, etwa zweifache oder dreifache Größe, ist ein entsprechend höheres Entgelt 
(doppelte oder dreifache Entgelt) zu entrichten.  
 

§ 3 
Erneuerungsentgelt / Ergänzungsentgelt 

 
a) Für die Verlängerung des Benützungsrechtes an einer Grabstelle ist ein Erneuerungsentgelt zu 

entrichten. Diese beträgt bei einer Verlängerung von 5 Jahren 75 % und bei einer Verlängerung 
von 10 Jahren 100 % der Grabstellenentgelte nach § 2. 

 
b) Sofern bei einer Grabstelle eine weitere Leiche beigesetzt wird und folglich diese Grabstelle als 

Familiengrab gilt, ist ein Ergänzungsentgelt zu entrichten und das noch laufende Benützungsrecht 
(Benützungsdauer) auf 10 Jahre aufzustocken, sodass das Benützungsrecht für den Zeitraum der 
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Verwesungsdauer (10 Jahre) bezahlt ist. Eine Gutschrift für ein bereits bezahltes 
Erneuerungsentgelt nach § 3 a) erfolgt nicht.  

 
 Das Ergänzungsentgelt beträgt pro Jahr ein Zehntel der Grabstellenentgelte nach § 2, lit. a) bis c). 

Bei der Festsetzung der Laufzeit des Benützungsrechtes ist auf den bisher eingetragenen 
Ablauftermin Rücksicht zu nehmen und werden der Berechnung der Ergänzungsentgelte nur volle 
Jahre zugrunde gelegt, sodass sich der bisherige Tag und Monat der Fälligkeit nicht ändert.  

 

§ 4 
Beerdigungsentgelt 

 
Das Beerdigungsentgelt für das Öffnen und Schließen der Grabstellen beträgt: 
 
  in Euro 
 
a) für ein Normalgrab .......................................................................  980,00 
b) für ein Tiefgrab  ............................................................................  1.180,00 
c) für ein Kindergrab (bis zum vollendeten 6.Lebensjahr) .................  320,00 
d) für die Beisetzung einer Urne (in einem Grab)  .............................  195,00 
e) Wochenend- und Feiertagszuschlag Normal oder Tiefgrab ..........  290,00 
f) Wochenend- und Feiertagszuschlag Urne ....................................  120,00 
g) Verwaltungskosten bei Auflösung einer Grabstätte………… ........  85,00 
 
h) bei zusätzlichem Aufwand (zB nicht entfernte Fundamente) wird je nach 

Zeitaufwand der gerade gültige Tarif für eine Arbeitsstunde verrechnet. 
i) für die Beisetzung einer Urne in eine Urnennische wird kein Beerdigungsentgelt 

verrechnet. 
 

§ 5 
Enterdigungsentgelt 

 
Das Enterdigungsentgelt beträgt das Zweifache des Beerdigungsentgeltes.  
 

§ 6 
Entstehung der Entgeltschuld und Fälligkeit 

 
Die Entgeltschuld entsteht: 
 
a) bei der Grabstellenentgelt mit einer Überlassung des Benützungsrechtes an einer Grabstelle;  
b) bei einer Erneuerungsentgelt zum Zeitpunkt der Erneuerung des Benützungsrechtes; 
c) bei einer Ergänzungsentgelt zum Zeitpunkt der Beisetzung einer weiteren Leiche; 
d) bei einem Enterdigungsentgelt mit der erfolgten Bewilligung zur Enterdigung; 
e) bei der Beerdigungsentgelt mit der erfolgten Beerdigung der Leiche; 
f) Mehrleistungen (zusätzliche Arbeitszeit für Grabarbeiten mit Hindernissen oder Wochenend- und 

Feiertagszuschlag) bei Inanspruchnahme dieser Tätigkeiten (Erschwernisse können erst bei 
Durchführung der Arbeiten festgestellt werden und bedürfen keines gesonderten Auftrages) 

 
2. a) Die Entgelte sind 14 Tage nach Entstehen der Entgeltschuld fällig und innerhalb von zwei 

Wochen nach Erhalt der Zahlungsaufforderung zu entrichten.  
 

b)  Wenn das Benützungsrecht eines Grabes nicht verlängert wird, ist bis zu einem Monat nach 
Fälligkeit, das Grab vollständig abgeräumt der Friedhofverwaltung zu übergeben. Wird dieser 
Zeitraum nicht eingehalten, ist das Ergänzungsentgelt nach § 3 für ein volles Jahr zu bezahlen. 
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§ 7 
Entgeltschuldner 

 
1. a) Zur Entrichtung des Grabstellen- (Erneuerungs-)entgeltes ist derjenige verpflichtet, dessen 

Ansuchen um Verleihung (Erneuerung, Verlängerung) des Benutzungsrechtes an einer 
Grabstelle bewilligt wird. 

b)  Zur Entrichtung des Beerdigungsentgeltes ist derjenige verpflichtet, dem das Benutzungsrecht 
an der Grabstelle, in der die Leiche beerdigt wird oder ist, zukommt, wenn jedoch dieser selbst 
bestattet wird, derjenige, der für die Bestattung Sorge zu tragen hat. 

c)  Das Enterdigungsentgelt hat der Auftraggeber der Enterdigung bzw. der, der dazu gesetzlich 
verpflichtet ist, zu entrichten. 

 

2.  Die Grabstellen-, Erneuerungs-, Beerdigungs- und Enterdigungsentgelte sind beim 
Marktgemeindeamt St. Georgen/Gusen einzuzahlen. 
 

§ 8 
Indexanpassung  

 
Die Tarife erhöhen sich jeweils mit 01.03. eines Jahres automatisch entsprechend der Änderung des 
von der Statistik Austria kundgemachten Verbraucherpreisindex 2015 oder eines an seine Stelle 
tretenden Index gegenüber dem durchschnittlichen Index des vorangegangenen Kalenderjahres, 
erstmals mit 01.03.2027. Dabei ist nach mathematischen Rundungsregeln auf ganze Eurobeträge zu 
runden. 
 

§ 9 
Inkrafttreten  

 
Diese Entgeltsordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Monatsersten in 
Kraft.  
 
 
Antrag der Berichterstatterin: 
 
An den Gemeinderat wir der Antrag gestellt, die Änderung der Friedhofsentgelte wie vorstehend 
berichtet ab 01.05.2026 vollinhaltlich zu genehmigen und die vorliegende Friedhofentgeltordnung zu 
beschließen. 
 
 
Beratung: 
 
GR Nowak erkundigt sich, warum die Preise angehoben werden müssen und findet diese teilweise 
hoch.  
 
AL Mazanek führt aus, dass die Preise bereits seit langer Zeit nicht angehoben worden seien und 
nicht den tatsächlichen Kosten entsprächen. Er betont, dass es schwierig sei, jemanden zu finden, 
der bereit sei, die Arbeit zu diesen Konditionen zu übernehmen, und bezeichnet dies als ein 
erhebliches Problem. Er verweist darauf, dass die Gebühren im Vergleich zu anderen Friedhöfen 
immer noch deutlich niedriger seien. Ihm sei mitgeteilt worden, dass der Aufwand sehr hoch sei und 
die zuvor verlangten Gebühren in keinem Verhältnis mehr zu diesem Aufwand stünden. 
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BGMin Prandner führt aus, dass es stets vernünftig sei, Indexklauseln in Verträge aufzunehmen. 
Diese Klauseln würden automatisch angewendet, sodass lange Diskussionen im Gemeinderat oder 
mit anderen Beteiligten vermieden werden könnten. Sie betont, dass durch die Indexierung eine 
automatische Anpassung erfolgt, wodurch verhindert werde, dass über längere Zeit keine Erhöhung 
stattfinde. Sie unterstreicht, dass solche Klauseln in Verträgen notwendig seien. Wenn der 
Gemeinderat die Tarife nicht anhebe, muss die Gemeinde die Kosten über die Abgangsdeckung 
tragen. Dies geschehe durch Zahlungen an die kommunale Friedhofsverwaltung, falls der betroffene 
Bürger die Kosten nicht übernehme. 
 
GR Renoldner äußert, dass er Verständnis dafür habe, dass Tarife angepasst werden müssten. Er 
habe jedoch eine Anregung und eine Frage. Es gehe um aufgelassene Gräber. Er erläutert, dass es 
sehr mühsam sei, bestimmte Bereiche zu pflegen. Also schlägt er vor, eine Praxis zu übernehmen, 
die beim Barbara Friedhof in großem Stil üblich sei. Er führt aus, dass dort viele aufgelassene Gräber 
existierten, in denen Urnen beigesetzt oder aufgeteilt würden. Diese Gräber würden auch für 
Urnenbestattungen genutzt, wodurch die Pflege wieder bei den Angehörigen liege. Er betont, dass 
nicht nur die neuen Urnenbäume, sondern auch diese Vorgehensweise sinnvoll sei, da es ineffizient 
sei, überall kleine separate Bereiche zu schaffen. 
Er gibt an, dass er den Passus nicht verstanden habe, der besagt, warum Bestatter nicht mehr die 
Urne selbst herausnehmen oder beisetzen dürfen sollen. Er fragt nach dem Sinn dieser Regelung 
und warum diese Aufgabe ausschließlich durch Gemeindearbeiter weitergeführt werden solle. 
 
AL Mazanek erklärt dazu, dass es in der Vergangenheit lt. Aussage der Friedhofsverwaltung immer 
wieder zu Problem gekommen sei. Aus diesem Grund habe man beschlossen, dem Einhalt zu 
gebieten und sicherzustellen, dass die Maßnahmen zukünftig nur noch fachkundig durch die 
Gemeinde erfolgen. 
 
Es erfolgen keine weiteren, wesentlichen Wortmeldungen. 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
 



14.04.2026 27 

 

 

 
 Seite 

27 
 

  

9). Friedhof: Änderung der Friedhofsordnung; Beschluss  
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat, 
im Wege der Berichterstatterin, Bgm.in Hilde Prandner 
 
 
In der derzeit gültigen Friedhofsordnung ist festgehalten, dass Urnengräber auch von 
Bestattungsunternehmen selbst geöffnet und geschlossen werden dürfen. 
 
Das Bestattungsverhalten hat sich in den vergangenen Jahren grundlegend verändert. Während im 
Jahr 2012 Erd- und Feuerbestattungen noch in einem annähernd ausgewogenen Verhältnis standen, 
zeigt sich mittlerweile ein deutlich anderes Bild. 
 
Im Jahr 2025 wurden am Gemeindefriedhof lediglich 7 Erdbestattungen, jedoch 87 
Urnenbestattungen durchgeführt. Die Urnenbeisetzungen stellen somit den überwiegenden Anteil der 
Bestattungen dar. 
 
Gleichzeitig steigt der Aufwand für die Pflege der freien und aufgelassenen Grabflächen kontinuierlich 
an. Um eine geordnete, einheitliche und würdevolle Durchführung der Urnenbeisetzungen sowie eine 
effiziente Organisation sicherzustellen, ist vorgesehen, in den Monaten April bis Oktober einen 
Mitarbeiter mit der regelmäßigen Pflege der Friedhofsanlage zu betrauen. Dieser soll im Rahmen 
seiner Tätigkeit künftig auch das fachgerechte Öffnen und Schließen aller Urnengräber übernehmen. 
 
Aus organisatorischen und qualitativen Gründen wird daher vorgeschlagen, die Friedhofsordnung 
dahingehend zu ändern, dass Gräber für die Beisetzung von Urnen ausschließlich von Mitarbeitern 
der Marktgemeinde St. Georgen/Gusen oder von der Marktgemeinde beauftragten fachkundigen 
Personen geöffnet und wieder verschlossen werden dürfen. 
 
Diese Vorgangsweise ist auch in anderen Gemeindefriedhöfen in der Region üblich und entspricht 
einer gängigen Verwaltungspraxis. 
 
 
 
Antrag der Berichterstatterin: 
 
An den Gemeinderat wir der Antrag gestellt, die Änderung der Friedhofsordnung wie vorstehend 
berichtet ab 01.05.2026 zu genehmigen und die vorliegende Friedhofsordnung zu beschließen. 
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Friedhofsordnung  
 

über die mehrgemeindliche Friedhofsanlage St. Georgen an der Gusen 
 
 
Gemäß § 34 Oö. Leichenbestattungsgesetz 1985, LGBl. 40/1985 i.d.g.F. ergeht auf Grund des 
Beschlusses des Gemeinderates der Marktgemeinde St. Georgen/Gusen vom 31.03.2026, des 
Gemeinderates der Gemeinde Luftenberg/Donau vom 14.04.2026 und des Gemeinderates der 
Gemeinde Langenstein vom 19.03.2026, folgende Friedhofsordnung 
 
 

I. Allgemeine Vorschriften: 
 
 

§ 1 
Inhaber und Verwaltung des Friedhofes 

 
(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den mehrgemeindlichen Friedhof St. Georgen an der Gusen, im 

Folgenden kurz „Friedhof“ genannt. Sie wurde in Durchführung des § 34 des Gesetzes zur 
Regelung des Leichen- und Bestattungswesens in Oberösterreich (Oö. 
Leichenbestattungsgesetz), LGBl.Nr. 40/1985 i.d.g.F. erlassen. 

 
(2) Inhaber des Friedhofes sind die Marktgemeinde St. Georgen/Gusen, der auch die Verwaltung 

des Friedhofes obliegt, die Gemeinde Luftenberg/Donau und die Gemeinde Langenstein. 
 
(3) Kontaktadresse Friedhofsverwaltung: 
 

Marktgemeindeamt St. Georgen/Gusen Tel.: (07237) 22 55 
Marktplatz 12 Mail: p.schoellbauer@st-georgen-gusen.at 
4222 St. Georgen/Gusen  

 
(4) Der Friedhofsverwaltung obliegt die Verwaltung des Friedhofes, insbesondere 
 

a) die Anlegung und Führung des Übersichtsplanes sowie des digitalen Gräberbuches; 
b) die Durchführung von Bestattungen, die Instandhaltung, Sauberkeit und Ordnung der 

allgemeinen Friedhofsanlage, sowie die Erhaltung der einzelnen Grabstätten durch die 
Angehörigen und für die Einhaltung dieser Friedhofsordnung und der sonstigen Vorschriften, 
die den Friedhof betreffen. 

 

§ 2 
Friedhofsareal 

 
Der Friedhof besteht aus den Grundstücken Nr. 475, 480, 490, 492 und 497, 499 und 500/1 der KG 
St. Georgen/Gusen, er weist derzeit eine Gesamtfläche von 11.370 m² auf.  
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§ 3 
Siedlungsgebiet, für welches der Friedhof bestimmt ist 

 
(1) Der Friedhof dient als Begräbnisstätte für die Bevölkerung des Siedlungsgebietes nach Abs. 2) 

und ist sowohl für die Bestattung von Verstorbenen, als auch für die Beisetzung von 
Aschenurnen bestimmt. 

(2) Das Siedlungsgebiet, für welches der Friedhof bestimmt ist, umfasst das gesamte Gebiet der 
Pfarre St. Georgen/Gusen. Dieses besteht aus: 
1. dem Gemeindegebiet von Sankt Georgen an der Gusen 
2. dem Gemeindegebiet von Luftenberg an der Donau 
3. dem Gemeindegebiet von Langenstein 
4. die Ortschaft Frankenberg der Gemeinde Ried/Riedmark 
5. die Ortschaft Weingraben der Gemeinde Engerwitzdorf 

(3) Die Beerdigung von Verstorbenen von außerhalb des Siedlungsgebietes gemäß Abs. 2 liegt im 
Ermessen der Friedhofsverwaltung. 

(4) Ein Anspruch auf Zuweisung einer bestimmten Grabstätte steht niemandem zu. 
 

§ 4 
Leichen- und Verabschiedungshalle, 

welche sich im Eigentum der Kommunalen Friedhofsbetreuung 4222 GmbH befindet 
 

(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. 
(2) Für die Aufbahrung der Leichen stehen die Leichenhalle und die Verabschiedungshalle, die sich 

im Friedhofsareal (Parzellen Nr. 500/3) befindet, zur Verfügung. 
(3) Die Leichenhalle umfasst 2 Aufbahrungsnischen für Särge, einen Kühlraum, einen Abstellraum, 

sowie ein Lager. 
(4) Darüber hinaus steht eine Verabschiedungshalle mit einem Priesterraum, einem Aufenthaltsraum 

sowie einer WC-Anlage zur Verfügung, die für Verabschiedungen, Begräbnisgottesdienste, 
Aufbahrungen und Nachtwachen genutzt werden kann. 

 
 
 

II. Grabstätten 
 
 

§ 5 
Allgemeines 

 
Die Grabstätten werden unterschieden in 

 
a) Einzelgräber (Reihengräber, Randgräber, Wandgräber) 
b) Doppelgräber (doppelte Reihen-, Rand- und Wandgräber) 
c) Dreifach-Gräber (dreifache Reihen-, Rand- und Wandgräber) 
d) Vierfach-Gräber (vierfache Wandgräber) 
e) Grüfte 
f) Urnennischen 
g) Urnengrabstellen (Erdgräber in denen Urnen beigesetzt werden, auch zusätzlich zu Särgen) 
h) Urnendenkmalgräber (Erdgräber auf denen oberirdisch Denkmäler zur Urnenaufbewahrung 

errichtet werden) 
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§ 6 
Art und Beschaffenheit der Grüfte 

 
(1) Grüfte sind unterirdisch gemauerte Gräber. Sie müssen ein entsprechendes Raumvolumen 

aufweisen, damit hier Särge oder Urnen beigesetzt werden können. 
(2) Die Gruft ist mit einer tragfähigen Stein- oder Betonplatte abzudecken. 
(3) Jede Veränderung der Gruft bedarf, unbeschadet weitergehender baurechtlicher Vorschriften, 

der vorherigen Bewilligung der Verwaltung. Neue Grüfte dürfen nicht erstellt werden. 
(4) Grüfte bei denen die Nutzungszeit ausläuft und vom Nutzungsberechtigten nicht verlängert wird, 

werden in Erdgräber (je nach Größe einfach, zweifach, dreifach, vierfach) umgewandelt und evtl. 
in mehrere Gräber geteilt. 

 
§ 7 

Art und Beschaffenheit der Gräber für Leichenbeisetzungen 
 
(1) Einzelgräber: Einfache Reihen-, Rand- oder Wandgräber sind Grabstätten, in denen innerhalb 

der Ruhezeit höchstens zwei Leichen beerdigt werden können, wobei das Nutzungsrecht über 
die Ruhezeit hinaus verlängert werden kann. 

(2) Mehrfachgräber: Doppel-, Dreifach- und Vierfachgräber sind Grabstätten, in denen innerhalb der 
Ruhezeit vier, sechs bzw. acht Leichen beerdigt werden können, wenn die Erstbestattungen nach 
Abs. (3), als Tiefgrab erfolgten. 

(3) Es besteht bei jedem Erdgrab die Möglichkeit für ein Tiefgrab sowie ein Normalgrab. 
Tiefgrab: Der Sarg wird in einer Tiefe von ca. 2,50 m eingebettet. 
Normalgrab: Der Sarg wird in einer Tiefe von ca. 1,80 m eingebettet. 
Kindergrab: Der Sarg wird in einer Tiefe von  ca. 1,20 m eingebettet. 
Über den Särgen muss mindestens 1,0 m geeignetes Bodenmaterial vorhanden sein. 

(4) Die Brutto-Grablänge beträgt ca. 2,20 m, die Länge des Grabbettes 1,80 m, die Brutto-Grabbreite 
ca. 1,20 m, die Breite des Grabbettes 0,80 m, die Grabtiefe 1,80 m, der Kopfabstand ca. 0,60 m 
und der Seitenabstand ca. 0,50 m. 

(5) Die Ruhezeit richtet sich nach § 9 (1), das Nutzungsrecht nach § 10 (4) dieser Friedhofsordnung. 
(6) Gräber für die Beisetzung von Leichen dürfen ausschließlich von Mitarbeitern der Marktgemeinde 

St. Georgen/Gusen oder von der Marktgemeinde St. Georgen/Gusen beauftragte fachkundige 
Personen geöffnet und wieder verschlossen werden. 

 

§ 8 
Art und Beschaffenheit der Gräber für Urnenbeisetzungen 

 
(1) Urnen können oberirdisch oder unterirdisch beigesetzt werden. 
(2) Oberirdisch beigesetzte Urnen (Urnennischen und Urnendenkmalgräber) müssen eine 

ausreichende Sicherheit – schwer entfernbare, nicht öffenbare Überbehälter bzw. Denkmäler – 
gegen Zugriffe Unbefugter bieten. 

(3) Die Erdbeisetzung von Urnen in Gräbern hat in einer Mindesttiefe von 0,5 m zu erfolgen. 
(4) Urnennischen sind laut Bestand vorhanden und können aus den nicht belegten frei gewählt 

werden. Sie sind durch Urnenplatten abzudecken. 
(5) Urnendenkmäler dürfen eine Höhe von maximal 1,20 m nicht überschreiten. 
(6) Für die Erdbeisetzung von Urnen sind ausschließlich leicht verrottbare Urnen (Bio-Urnen) zu 

verwenden. 
(7) Das Errichten von Schächten in Erdgräbern durch betonplatten oder sonstige Hilfsmittel und die 

Beisetzung von Urnenboxen aus Kunststoff sind untersagt. 
(8) Gräber für die Beisetzung von Urnen dürfen ausschließlich von Mitarbeitern der Marktgemeinde 

St. Georgen/Gusen oder von der Marktgemeinde St. Georgen/Gusen beauftragte fachkundige 
Personen geöffnet und wieder verschlossen werden. 
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(9) Die Urnen von aufgelassenen Urnennischen werden geöffnet und die Asche in der Erde bei der 
Baumbestattung am Friedhof begraben. 

 

§ 9 
Turnus für Wiederbelegung der Gräber 

 
(1) Die Ruhefrist für Leichen und Urnen beträgt zehn Jahre. 
(2) Bei Leichen von Verstorbenen bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr beträgt die Ruhefrist 

fünf Jahre. Dies gilt nur bei Sargbestattungen, bei Urnenbeisetzungen gilt  
Abs. (1). 

(3) Während der Ruhezeit ist in einem Erdgrab eine weitere Beisetzung nur gestattet, wenn die 
Erstbestattung als Tiefgrab (§ 7, Abs. (3)), erfolgte. Bei Mehrfach-Gräbern gilt dies für jede Seite. 

 

§ 10 
Nutzungsrechte der Angehörigen 

 
(1) An sämtlichen Grabstätten wird durch den Erwerb eines Nutzungsrechtes weder ein Eigentums- 

noch ein Mietrecht, sondern lediglich ein Nutzungsrecht nach Maßgabe dieser Friedhofsordnung 
begründet 

(2) Nutzungsrechte werden auf Antrag nach Bezahlung der in der Friedhofsgebührenordnung 
festgesetzten Gebühren verliehen, übertragen und erneuert. Sie sind unteilbar und können 
jeweils nur von einer Person ausgeübt werden. 

(3) Es besteht kein Anspruch auf Verleihung von Nutzungsrechten an einer der Lage nach 
bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 

(4) Das Nutzungsrecht wird auf die Dauer der Ruhezeit verliehen und kann auf Antrag des 
Nutzungsberechtigten nach Entrichtung des Nachlöseentgeltes auf jeweils weitere  
5 bzw. 10 Jahre verlängert werden. Die Erneuerung ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. 

(5) Die Nutzungsrechte enden durch: 
a) Zeitablauf 
b) Unterlassung der Nachlöse 
c) Aufkündigung durch den Nutzungsberechtigen 
d) Aufkündigung durch die Friedhofverwaltung (bei Verstoß gegen die Vorschriften der 

Friedhofsordnung) 
e) behördlich genehmigte oder verfügte Auflassung bzw. Schließung des Friedhofes 

 

§ 11 
Übertragung des Nutzungsrechtes 

 
(1) Das Nutzungsrecht wird bei Ableben des Nutzungsberechtigten für die verbleibende 

Nutzungszeit an den bekannt gegebenen nächsten Angehörigen übertragen. 
(2) Eine Übertragung des Nutzungsrechtes an eine andere Person während der laufenden 

Nutzungszeit ist nur schriftlich mit den Unterschriften des Übergebenden und des 
Übernehmenden möglich. 

(3) Eine Übertragung des Nutzungsrechtes an eine andere Person am Ende der Nutzungszeit bzw. 
für die nächste Nutzungsperiode (zB Nachkauf 5 Jahre) ist so wie in Absatz (2) festgelegt 
durchzuführen 
 

§ 12 
Pflichten der Nutzungsberechtigten 

 
(1) Die Grabstätten sind vom Nutzungsberechtigten dauernd in gutem und sicherem Zustand zu 

halten. Kommt der Nutzungsberechtigte dieser Pflicht nicht nach, so kann die mangelnde 
Leistung nach vorheriger Androhung auf Gefahr und Kosten des Nutzungsberechtigten durch die 
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Friedhofsverwaltung veranlasst werden. Alternativ dazu hat die Friedhofverwaltung auch die 
Möglichkeit, nicht gepflegte Gräber, nach 3-maliger Ermahnung auf Kosten des 
Nutzungsberechtigten abzuräumen und einzuebnen. Bei Gefahr in Verzug kann die Verwaltung 
auf Kosten des Nutzungsberechtigten Sicherungsmaßnahmen, z.B. Umlegen von Grabsteinen 
treffen. 

(2) Zur Grabpflege gehört auch der dem Grab umliegende Gangbereich bzw. der umliegende 
Wandbereich bei Wandgräbern (Breite bei Gang und Wand ca. 50 cm). Dieser ist vom 
Grabberechtigten entsprechend zu pflegen und zu erhalten (entgrasen, beschottern, …) 

(3) Wird ein Gewerbebetrieb mit der Betreuung der Grabstätte beauftragt, ist dies – unbeschadet der 
Verantwortlichkeit des Nutzungsberechtigten – mit den entsprechenden Kontaktdaten der 
Friedhofverwaltung zu melden. 

(4) Anlässlich eines Sterbefalles und der damit vorgesehenen Beisetzung in einem bestehenden 
Grab hat der Nutzungsberechtigte dafür zu sorgen, dass zeitgerecht die Einfassungsteile und 
Fundamente, sowie der vorhandene Bewuchs entfernt werden, um die notwendigen 
Grabungsarbeiten nicht zu behindern. Andernfalls ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, 
Mehrkosten für die Behinderung der Arbeiten oder Beseitigung zu verrechnen. 

(5) Wird anlässlich eines Sterbefalles das Grab geöffnet, so haben die Angehörigen dafür zu sorgen, 
dass nach Abwicklung des Begräbnisses die Kränze und sonstigen am Grab hinterlassenen 
Andenken nach spätestens zwei Wochen wieder entfernt werden und der Grabhügel 
ordnungsgemäß hergerichtet wird. 

(6) Särge, Sargausstattungen, Sargbeigaben und sonstige Gegenstände (auch Kränze) müssen aus 
Materialien bestehen, von denen bei der gewählten Bestattungsart möglichst geringe nachteilige 
Auswirkungen auf die Umwelt und keine Gefahren für das Leben und die Gesundheit von 
Menschen ausgehen.  

(7) Grabeinfassungen müssen von der Friedhofsverwaltung bewilligt werden und dürfen nicht ohne 
Zustimmung der Verwaltung aufgestellt werden. Allfällige Grabeinfassungen dürfen eine Länge 
von ca. 180 cm und eine Breite von ca. 80 cm (bei Mehrfachgräbern jeweils die zwei-, drei- bzw. 
vierfache Breite) nicht überschreiten. Bei Kindergräbern ist die Einfassung mit einer Länge von 
ca. 160 cm und einer Breite von ca. 70 cm anzulegen. Es müssen entsprechend breite Gänge 
(ca 60 cm bei Zwischengängen) verbleiben. Erforderlichenfalls ist es aufgrund der örtlichen 
Situation notwendig, dass die Grabeinfassung der Länge oder Breite nach anzupassen ist. Der 
Nutzungsberechtigte hat darauf zu achten. 

(8) Gibt der Untergrund einer Grabeinfassung nach (zB durch Einbruch eines Sarges, auch vom 
Nachbargrab oder bei Starkregen) und es entstehen dadurch Löcher im Erdreich entlang der 
Einfassung bzw. die Einfassung gibt nach, hat der Nutzungsberechtigte diesen Missstand 
unverzüglich auf seine Kosten zu beseitigen. 

(9) Beim Enden des Nutzungsrechtes sind die oberirdischen Teile der Grabstätte mit sämtlichem 
Zubehör (einschließlich unterirdischer Fundamente bzw. Steinauflagehilfen und Wurzelstöcke 
von Pflanzen) zu entfernen und der Grabhügel (Erdhügel) abzuräumen. Sollte bei der nächsten 
Nutzungsrechtvergabe bemerkt werden, dass Teile oder Wurzelstöcke vergessen worden sind, 
ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Entfernung dieser Teile dem Vorbesitzer in Rechnung 
zu stellen. 

(10) Werden die genannten Grabstättenteile samt Zubehör sowie der Grabhügel nicht innerhalb von 
einem Monat nach Ablauf des Nutzungsrechtes entfernt, so hat die Friedhofsverwaltung den 
Nutzungsberechtigten unter Setzung einer angemessenen Nachfrist (zwei Wochen) zur 
Entfernung schriftlich aufzufordern. Werden die genannten Grabstättenteile innerhalb dieser 
Nachfrist nicht entfernt, fallen sie entschädigungslos in das Eigentum der Friedhofsverwaltung 
und werden von dieser auf Kosten des Nutzungsberechtigten abgetragen. Für die Entfernung 
wird die Arbeitszeit nach dem gültigen Stundensatz (Wirtschaftshofarbeiter der Marktgemeinde 
St.Georgen/Gusen) berechnet. 

(11) Die von den Grabstätten anfallenden Abfälle sind von den Nutzungsberechtigten zu entfernen 
und zur vorgesehenen Ablagerungsstätte zu bringen. 

(12) Der am Friedhof anfallende Abfall ist entsprechend den gegebenen Möglichkeiten zu trennen und 
an den vorgesehenen Stellen umweltgerecht zu entsorgen.  
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(13) Wer einzelne Gräber oder die allgemeine Friedhofsanlage verunreinigt oder Unrat und Abfälle 
nicht bei den vorgesehenen Stellen entsorgt, hat für die anfallenden Kosten aufzukommen. 

 
 
 

III. Ordnungsvorschriften 
 

§ 13 
Vorschriften zur Wahrung von Pietät und Würde 

 
(1) Einhaltung aller Auflagen der sanitätsrechtlichen Bewilligung SanRL01-3-13-2005 vom 30. Mai 

2007. 
(2) Auf dem Friedhof ist alles zu unterlassen, was der Pietät, der Würde oder der 

widmungsgemäßen Benützung des Ortes abträglich ist. Die Anordnungen des 
Friedhofpersonales sind zu befolgen. 

(3) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 
a) Die Wege mit Fahrzeugen aller Art – ausgenommen gewerbliche Fahrzeuge zum Zwecke der 

Gestaltung bzw. Erhaltung der Friedhofsanlage, Kinderwagen und Rollstühle – zu befahren; 
b) Waren aller Art, insbesondere Kränze, Blumen, Kerzen sowie gewerbliche Dienste ohne 

Zustimmung der Friedhofsverwaltung anzubieten. 
c) Druckschriften zu verteilen 
d) Sammlungen (jeder Art) ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung durchzuführen; 
e) Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und Rasenflächen – soweit sie nicht als Wege 

dienen – sowie Grabstätten zu betreten; 
f) Tiere mitzubringen, ausgenommen Assistenzhunde; 
g) zu rauchen, zu lärmen, zu spielen und Rundfunkgeräte zu betreiben, udgl. 

(4) Exhumierungen bzw. Umbettungen von Leichen und Urnen sind nur nach Genehmigung der 
Friedhofsverwaltung und durch dazu befugte Personen durchzuführen. Die Durchführung wird 
durch das Oö. Leichenbestattungsgesetz i.d.g.F. geregelt. 

 

§ 14 
Verantwortlichkeit der Friedhofsverwaltung und des beauftragten Friedhofpersonals 

 
(1) Die Verwaltung und das beauftragte Friedhofpersonal sind für die Einhaltung dieser 

Friedhofsordnung sowie der sonstigen, den Friedhof betreffenden Rechtsvorschriften innerhalb 
ihres Wirkungsbereiches verantwortlich. 

(2) Ihnen obliegt insbesondere die Obsorge für die Instandhaltung, Sauberkeit und Ordnung der 
allgemeinen Friedhofsanlagen, sowie für die Erhaltung der einzelnen Grabstellen durch die 
Angehörigen. 

(3) Bei Erdbestattungen sind die links und rechts gelegenen Grabstellen des betroffenen Grabes mit 
Planen sorgsam abzudecken. Vasen, Laternen, Schüsseln und Dergleichen werden soweit es 
möglich ist, entfernt. Schäden an Sträuchern, Blumen und sonstigen Pflanzen können dabei nicht 
ausgeschlossen und nicht vergütet werden. Eventuelle Beschädigungen der Einfassung sind 
unverzüglich der Friedhofsverwaltung zu melden. 

 

§ 15 
Überwachungsrechte 

 
Die Anordnungen des Friedhofspersonals hinsichtlich der Einhaltung dieser Friedhofsordnung sind zu 
befolgen. 
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§ 16 
Gestaltung von Grabstätten 

 

(1) Der Friedhof ist als dem Andenken der Toten gewidmete Stätte entsprechend zu pflegen und zu 
schmücken. 

(2) Alle Grabstätten müssen von den Nutzungsberechtigten innerhalb von zwei Wochen nach der 
Belegung hergerichtet und bis zum Ende des Nutzungsrechtes gepflegt werden. Verwelkte 
Blumen und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen und an den hiefür 
vorgesehenen Plätzen abzulagern. 

(3) Die Grabbeete und die Art ihrer Gestaltung sind dem Gesamtcharakter des Friedhofes, dem 
besonderen Charakter des betreffenden Friedhofteiles und der Umgebung anzupassen. Bei 
Unklarheiten ist die Meinung der Friedhofsverwaltung bindend. 

(4) Die Grabbeete dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die 
allgemeinen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. 

(5) Die maximal zulässige Höhe von Pflanzen bei Reihen- und Rand- und Wandgräbern beträgt 1 m, 
bei Wandgräbern sind direkt entlang der Wand Pflanzen bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m 
zulässig. 

(6) Wird trotz vorheriger Androhung das Grab vom Nutzungsberechtigten nicht ordnungsgemäß 
hergerichtet oder erhalten, so ist § 12 (1 und 2) sinngemäß anzuwenden.  

 
 
 

IV. Gebühren 
 

§ 17 
Benützungsgebühren 

 
Die Gebühren für die Benützung der Leichenhalle, der Verabschiedungshalle, des Friedhofes und der 
sonstigen Friedhofseinrichtungen sind in einer eigenen Friedhofsgebührenordnung bzw. in der 
Tarifliste der Kommunalen Friedhofsbetreuung 4222 GmbH geregelt. 
 
 
 

V. Schlussvorschriften  
 

§ 18 
Haftung 

 
(1) Die Friedhofsbesucher haften für sämtliche Schäden, die am Friedhofsgelände aus ihrem 

Verschulden entstehen, nach den einschlägigen Bestimmungen des ABGB über Schadenersatz. 
Die Nutzungsberechtigten haften auch für solche Schäden, die durch offene oder verborgene 
Mängel der Grabstätten, auf die sich ihr Nutzungsrecht bezieht, verursacht werden. Sie haben 
die Friedhofsverwaltung für alle Ersatzansprüche dritter Personen zur Gänze schad- und klaglos 
zu halten. 

(2) Die Friedhofsverwaltung haftet nur für jene Schäden, die auf dem Friedhofsgelände durch 
schuldhaftes Verhalten ihrer Bediensteten entstanden sind. Eine Haftung für Schäden, die an den 
Grabstätten durch Natureinflüsse, Beschädigungen durch Dritte sowie Diebstahl entstehen, wird 
von ihr nicht übernommen. 
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§ 19 
Sanitätsrechtliche Bestimmungen 

 
Für die durch diese Friedhofsordnung nicht geregelten Rechtsbereiche sind die Vorschriften des Oö. 
Leichenbestattungsgesetzes 1985, LGBl. Nr. 40/1985 in der jeweils geltenden Fassung und die 
Auflagen der sanitätsrechtlichen Bewilligung SanRK01-3-13-2005 v. 30. Mai 2007 maßgeblich. 
 

§ 20 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
(1) Nach Inkrafttreten dieser Friedhofsordnung können Gebrauchs- und Nutzungsrechte, nach 

früheren Friedhofsordnungen, nicht mehr erworben werden. 
(2) Alle Berechtigungen, die vor dem Inkrafttreten dieser Friedhofsordnung erworben wurden, 

bleiben aufrecht, soweit ihr Bestand von den Berechtigten nachgewiesen werden kann. 
(3) Die Rechtsbeziehungen zwischen der Friedhofsverwaltung und den Benützern des Friedhofes 

sind privatrechtlicher Natur. 
(4) Diese Friedhofsordnung ist an einer allen Friedhofsbenützern zugänglichen Stelle im Friedhof 

anzuschlagen und bildet die Grundlage für die Einräumung von Gebrauchs- und 
Nutzungsrechten. 

 

§ 21 
Inkrafttreten 

 
Diese Friedhofsordnung tritt am mit Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. Mit 
Inkrafttreten dieser Verordnung treten alle älteren Friedhofsordnungen außer Kraft. 
 
 
Beratung: 
 
Es erfolgen keine wesentlichen Wortmeldungen. 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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10). Raumplanung: Ansuchen auf Umwidmung von Grünland in Sondernutzung Photovoltaikanlage, 
Grdstk. Nr. 882, 884, 885/2, 887, 888, 889, KG Pürach; Einleitung des Verfahrens nach dem ROG 
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat 
im Wege des Berichterstatters 1.VBgm. Patrick Kurz 
 
 
Die nu50 GmbH beabsichtigt, auf einer Fläche von rund 2,7 ha in der KG Pürach auf den 
Grundstücken Nr. 882, 884, 885/2, 887, 888 und 889 eine Photovoltaikanlage mit einer Leistung von 
etwa 3.000 kWp zu errichten. 
Die betroffene Fläche ist derzeit als Grünland – Landwirtschaft gewidmet. Für die Umsetzung des 
Projektes ist eine Flächenwidmungsplanänderung erforderlich, um die Fläche künftig als 
Sondernutzung – Photovoltaikanlage auszuweisen. 
 

Ziel der geplanten Änderung ist die Schaffung einer Anlage zur Produktion von erneuerbaren 
Energien im Gemeindegebiet von Luftenberg. 
 

Gem. PV-Strategie des Landes Oö. kann folgendes festgestellt werden: 
 
 - Die Fläche liegt in der Priorität 1, d.h. im Radius von 5 km um ein Umspannwerk. 
 - Es muss ein Waldabstand von mind. 10m - 30m eingeplant werden. 
 - Es besteht ein Wildtierkorridor (Übergangszone) westlich, der geprüft werden muss. 
 - Es liegt nur eine geringe natürliche Bodenfruchtbarkeit mit einer Bonität von1+2 vor. 
 
Die Errichtung der Photovoltaikanlage würde aktiv zur Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien in 
der Gemeinde beitragen und eine Unterstützung bei der Erreichung von Klima- und Umweltzielen auf 
regionaler und überregionaler Ebene darstellen. 
 
Die betroffene Fläche ist derzeit landwirtschaftlich nur eingeschränkt nutzbar. Eine Umwidmung 
würde eine sinnvolle Nutzung der Fläche ermöglichen. 
 
Dazu hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 23.10.2025 bereits einen Grundsatzbeschluss zur 
Einleitung des Verfahrens beschlossen. In der Zwischenzeit wurden die notwendigen Unterlagen 
(Pläne, Stellungnahme, Grundlagenforschung) vom Ortsplaner erstellt, damit das Verfahren nach 
dem ROG eingeleitet werden kann.  
 
Diese Widmungsänderung widerspricht nicht den Planungszielen der Gemeinde, Interessen Dritter 
werden nicht verletzt.  
 
Die Planungskosten des Ortsplaners, die für die Erstellung der erforderlichen Pläne anfallen, sind 
vom Antragsteller zu übernehmen. 
 
 
Antrag des Berichterstatters: 
 
Es wird daher beantragt, der Gemeinderat möge im Sinne vorstehender Ausführungen das, nach dem 
Raumordnungsgesetz vorgesehene, Einleitungsverfahren beginnen. 
 
 
Beratung: 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 
 



14.04.2026 37 

 

 

 
 Seite 

37 
 

  

 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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11). Raumplanung: Ansuchen auf Umwidmung von Grünland in Sondernutzung Funkanlage, Grdstk. 
Nr. 14, KG Luftenberg; Einleitung des Verfahrens 
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat 
im Wege des Berichterstatters 1.VBgm. Patrick Kurz 
 
 
Die Optimus Tower Austria GmbH plant auf dem Grdstk. Nr. 14, EZ 1057, KG Luftenberg, die 
Errichtung einer Telekommunikationsanlage. 
 
Beim gegenständlichen Standort handelt es sich um einen Neubau einer Telekommunikationsanlage 
für die Optimus Tower Austria GmbH. Geplant ist die Errichtung eines neuen Gittermastes mit einer 
Gesamthöhe von 42 m, ausgestattet mit einer Fallschutzleiter sowie einem Mastfundament von ca. 
6,2 m x 6,2 m. Die Ausführung erfolgt auf Grundlage eines noch zu erstellenden Bodengutachtens 
sowie gemäß statischer Berechnung auf dem oben angeführten Grundstück.  
In der obersten Mastsektion werden die Antennen mittels Antennenausleger montiert. Die RRUs 
werden an Auslegern angebracht, während die PTTA- und MLU-Boxen direkt am Mast befestigt 
werden. Die neuen Elektronik- und Schaltschränke werden am Mastfundament unter einem 
Wetterschutzdach aufgestellt und entsprechend verankert. 
Die Zufahrt zum oben genannten Standort sowie der Transport der erforderlichen Materialien und 
Maschinen erfolgen über öffentliches Gut und anschließend über den bestehenden Forstweg des 
Grundeigentümers. 
 
Dazu hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 05.02.2026 bereits einen Grundsatzbeschluss zur 
Einleitung des Verfahrens beschlossen.  
In der Zwischenzeit wurden die notwendigen Unterlagen (Pläne, Stellungnahme, 
Grundlagenforschung) vom Ortsplaner erstellt, damit das Verfahren nach dem ROG eingeleitet 
werden kann.  
 
Diese Widmungsänderung widerspricht nicht den Planungszielen der Gemeinde, Interessen Dritter 
werden nicht verletzt.  
 
Die Planungskosten des Ortsplaners, die für die Erstellung der erforderlichen Pläne anfallen, sind 
vom Antragsteller zu übernehmen. 
 
 
Antrag des Berichterstatters: 
 
Es wird daher beantragt, der Gemeinderat möge im Sinne vorstehender Ausführungen das, nach dem 
Raumordnungsgesetz vorgesehene, Einleitungsverfahren beginnen. 
 
 
Beratung: 
 
BGMin Prandner erkundigt sich, ob die gestrichelten Linien auf dem Plan eine Straße darstellen oder 
ob es sich um die historischen Erdwälle handele.  
BGMin Prandner erkundigt sich weiters, ob die Erdwälle von dem Bauwerk beeinträchtigt werden 
könnten. 
GV Krassay berichtet, dass das Feldbahnamt involviert sei und die Erdwälle unter Denkmalschutz 
stehen. Ein Vertreter des Feldbahnamts habe das Denkmal genau begutachtet. GV Krassay erklärt, 
dass innerhalb der Erdwallanlagen keine Veränderungen vorgenommen werden könnten, während 
außerhalb dieser Anlagen jedoch Handlungsmöglichkeiten bestünden. Der Funkmasten wird 
außerhalb der Erdwallanlagen stehen. 
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Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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12). Raumplanung: Ansuchen auf Umwidmung von Wohngebiet in eingeschränktes gemischtes 
Baugebiet, Grdstk. Nr. 2440/6, KG Luftenberg; Beschluss 
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat 
im Wege des Berichterstatters 1.VBgm. Patrick Kurz 
 
 
Der Grundeigentümer, die Firma Autohaus Pleiner GmbH, hat einen Antrag auf Änderung des 
Flächenwidmungsplanes eingebracht. 
 
Der betreffende Grundstücksteil im Ausmaß von rund 142 m², befindet sich auf dem Grundstück Nr. 
2440/6 KG Luftenberg und ist derzeit als Wohngebiet gewidmet. 
 
Die Firma beabsichtigt das bestehende Autohaus um ein Reifenlager zu erweitern. Da sich der 
geplante Anbau auf der als Wohngebiet gewidmeten Fläche befinden soll, ist zur Realisierung des 
Vorhabens eine Umwidmung in eingeschränktes gemischtes Baugebiet erforderlich. 
Durch die Erweiterung soll die Lagerkapazität des bestehenden Betriebes verbessert und die 
Betriebsabläufe sollen optimiert werden. Eine wesentliche Änderung der Nutzung oder eine 
zusätzliche Verkehrsbelastung ist nicht zu erwarten. 
 
Dazu hat der Gemeinderat am 23.10.2025 das Einleitungsverfahren beschlossen. 
 
In weiterer Folge wurden die betreffenden Dienststellen und die von der Planänderung Betroffenen 
(Grundeigentümer, Nachbarn, Anrainer) nachweislich verständigt.  
 
In offener Frist sind Stellungnahmen der BBK Freistadt Perg (04.02.2026) und der WKO 
Bezirksstelle Perg (20.03.2026) eingelangt, in denen mitgeteilt wird, dass gegen die 
gegenständliche Planung in der vorliegenden Form keine Einwände erhoben werden. 
 
Das Amt der OÖ. Landesregierung, Abt. Örtliche Raumordnung, teilt im Schreiben vom 11.02.2026 
mit, dass von Seiten der Örtlichen Raumordnung die ggst. Planung bei Beachtung des 
nachstehenden Hinweises zur Kenntnis genommen werden kann.  
 

Die Pläne wurden vom Ortsplaner an die neue Planzeichenverordnung angepasst und liegen nun zur 
Beschlussfassung in korrekter Form vor. 
 
 
Antrag des Berichterstatters: 
 
Es wird daher beantragt, der Gemeinderat möge im Sinne vorstehender Ausführungen den Beschluss 
für die Flächenwidmungsplanänderung fassen. 
 
Beratung: 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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13). Raumplanung: Ansuchen auf Umwidmung von Grünland Sondernutzung Bogensportanlage in 
Sondernutzung Funkanlage, Grdstk. Nr. 329/1, EZ 64, KG Pürach; Beschluss 
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat 
im Wege des Berichterstatters 1.VBgm. Patrick Kurz 
 
 
Die Optimus Tower Austria GmbH plant auf dem Grdstk. Nr. 329/1, EZ 64, KG Pürach die Errichtung 
einer Telekommunikationsanlage. 
Vorgesehen ist die Ausführung eines Gittermastes mit einer Gesamthöhe von 36 m Höhe inklusive 
Fallschutzleiter. Das erforderliche Mastfundament wird laut bodenmechanischem Gutachten bzw. 
Statik ca. 6 x 6 m betragen. Die Antennen werden in der obersten Mastsektion mittels 
Antennenausleger montiert. Die Remote Radio Units (RRUs) werden ebenfalls an Auslegern 
befestigt, während die PTTA- und MLU-Boxen direkt am Mast angebracht werden. Die 
Elektronikschaltschränke werden am Mastfundament unter einem Wetterschutzdach positioniert und 
verankert.  
Die Zufahrt und Anlieferung sämtlicher Maschinen und Materialien soll über den bestehenden Forst-/ 
Wiesenweg des Liegenschaftseigentümers erfolgen.  
Die graphische Darstellung des zu erwartenden Versorgungsgebiets kann der Karte in dem 
beiliegenden Gutachten entnommen werden. 
 
Dazu hat der Gemeinderat am 23.10.2025 das Einleitungsverfahren beschlossen. 
 
In weiterer Folge wurden die betreffenden Dienststellen und die von der Planänderung Betroffenen 
(Grundeigentümer, Nachbarn, Anrainer) nachweislich verständigt.  
 
In offener Frist sind Stellungnahmen der BBK Freistadt Perg (05.02.2026) und der WKO 
Bezirksstelle Perg (20.03.2026) eingelangt, in denen mitgeteilt wird, dass gegen die 
gegenständliche Planung in der vorliegenden Form keine Einwände erhoben werden. 
 
Das Amt der OÖ. Landesregierung, Abt. Örtliche Raumordnung (inkl. Stellungnahmen Forst, 
Wildbach- und Lawinenverbauung und Natur- und Landschaftsschutz), teilt im Schreiben vom 
11.03.2026 folgendes mit: 
 
In Berücksichtigung der Aussagen der ergänzend eingeholten fachlichen Stellungnahmen – diese 
werden beiliegend zur weiteren Berücksichtigung zur Kenntnis gebracht – wird mitgeteilt, dass die 
ggst. Planung bei Erfüllung der nachstehenden Forderungen zur Kenntnis genommen werden kann.  
 
Aus Sicht des Natur- und Landschaftsschutzes wird aufgrund der Lage des Änderungsbereiches 
im Wald die Funkanlage zumindest zum Teil durch den vorhandenen Baumbestand abgedeckt 
werden. Ein Teil der Funkanlage wird allerdings weiterhin die vorhandene Bestockung überragen. 
Dieser Teil wird aufgrund der Topografie eine Fernwirksamkeit entfalten, weshalb mit Auswirkungen 
auf das Natur- und Landschaftsbild zu rechnen ist. Es muss daher gefordert werden, die Höhe der 
Funkanlage auf das absolut notwendige Mindestmaß zu beschränken und mittels Index im 
Flächenwidmungsplan zu fixieren. Ferner wird angemerkt, dass im Bauverfahren auf die Farbgebung 
der Funkanlage zu achten ist. Details sind der beiliegenden Fachstellungnahme zu entnehmen.  
 
Von forstfachlicher Seite wird der o. a. Änderung zugestimmt. Es wird jedoch angemerkt, dass 
zeitgerecht eine Rodungsbewilligung zu beantragen ist. 
 
Die Pläne wurden vom Ortsplaner an die neue Planzeichenverordnung angepasst und liegen nun zur 
Beschlussfassung in korrekter Form vor. 
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Antrag des Berichterstatters: 
 
Es wird daher beantragt, der Gemeinderat möge im Sinne vorstehender Ausführungen den Beschluss 
für die Flächenwidmungsplanänderung fassen. 
 
 
Beratung: 
 
Es erfolgen keine wesentlichen Wortmeldungen. 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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14). Raumplanung: Ansuchen auf Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36 (Auf der Heide); 
Grundsatzbeschluss 
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat 
im Wege des Berichterstatters 1.VBgm. Patrick Kurz 
 
 
Der Eigentümer des Grdstk. Nr. 652/21 bzw Nr. 652/25, KG Luftenberg, hat die Liegenschaft neu 
vermessen lassen. Damit wird die bisherige Parzelle im Ausmaß von 1.131 m² in 2 neue Parzellen 
geteilt. Der Teil mit dem bestehenden Haus besitzt nun eine Fläche von 631 m² und das 
neugeschaffene Grundstück eine Fläche von 500 m².  
 
Damit wird eine bessere Nutzbarkeit des bestehenden Baulandes bewirkt wird und es ist eine 
Nachverdichtung möglich. 
 
Um die neugeschaffene Parzelle auch eigenständig bebauen zu können, ist eine Änderung des 
bestehenden Bebauungsplanes Nr. 36 notwendig. 
 
Diese Widmungsänderung widerspricht nicht den Planungszielen der Gemeinde, Interessen Dritter 
werden nicht verletzt.  
 
Die Planungskosten des Ortsplaners, die für die Erstellung der erforderlichen Pläne anfallen, sind 
vom Antragsteller zu übernehmen. 
 
 
 
Antrag des Berichterstatters: 
 
Es wird daher beantragt, der Gemeinderat möge im Sinne vorstehender Ausführungen den 
Grundsatzbeschluss für die Flächenwidmungsplanänderung zu fassen.  
 
 
Beratung: 
 
Es erfolgen keine wesentlichen Wortmeldungen. 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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15). Raumplanung: Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 „Abwinden I - Bahnhofsiedlung“; 
Beschluss 
 
 
Amtsvortrag an den Gemeinderat 
im Wege des Berichterstatters 1.VBgm. Patrick Kurz 
 
 
Der Bebauungsplanes Nr. 21 „Abwinden I - Bahnhofsiedlung“ soll im Bereich der Bernsteinstraße 
geändert werden. Zum einen soll die noch eingetragene 25 kV-Leitung korrigiert werden. Zum 
anderen soll die nördliche Baufluchtlinie näher an die Grundgrenze verschoben werden, damit eine 
bessere Nutzbarkeit des bestehenden Baulandes bewirkt wird und somit eine Nachverdichtung 
möglich ist. 
 
Dazu hat der Gemeinderat am 23.10.2025 das Einleitungsverfahren beschlossen. 
 
In weiterer Folge wurden die betreffenden Dienststellen und die von der Planänderung Betroffenen 
(Grundeigentümer, Nachbarn, Anrainer) nachweislich verständigt.  
 
In offener Frist ist eine Stellungnahme der Linz Netz GmbH (13.01.2026) eingelangt, in der mitgeteilt 
wird, dass gegen die gegenständliche Planung in der vorliegenden Form keine Einwände erhoben 
werden. 
 
Das Amt der OÖ. Landesregierung, Abt. Örtliche Raumordnung (inkl. Stellungnahmen 
Umweltschutz, Gewässerbezirk Linz und Natur- und Landschaftsschutz), teilt im Schreiben vom 
27.01.2026 folgendes mit: 

 
In Berücksichtigung der Aussagen der ergänzend eingeholten fachlichen Stellungnahmen – diese 
werden beiliegend zur Kenntnis gebracht – wird mitgeteilt, dass die vorliegende Änderung bei 
Beachtung des nachstehenden Hinweises zur Kenntnis genommen werden kann. Der Plan ist 
jedoch aufgrund der geänderten Bestimmung des § 34 Abs. 1 Oö. ROG 1994 der 
Aufsichtsbehörde dennoch zur Genehmigung vorzulegen. 
 
Die Pläne wurden vom Ortsplaner an die neue Planzeichenverordnung angepasst und liegen nun zur 
Beschlussfassung in korrekter Form vor. 
 
 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
 
Es wird daher beantragt, der Gemeinderat möge im Sinne vorstehender Ausführungen den Beschluss 
für die Bebauungsplanänderung fassen. 
 

 

Beratung: 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 
 
 
Beschluss: 
 
Einstimmige Annahme des Antrages durch Erheben der Hand. 
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16). Allfälliges: 
 
GR Wöckinger erkundigt sich nach dem Status der Gemeindeversicherungen. 
1.VBgm Kurz bemerkte dazu, dass für die Gemeinde ein Makler tätig ist, der sich um die 
Versicherungen kümmert und auch immer wieder Vergleiche anstellt. 
 
GR Hofer erkundigt sich, ob die Gemeinde bereits das Kindergartenbusunternehmen kontaktiert 
habe, um zu klären, ob Gurtpolster sinnvoll sind. Dies sei im Rahmen des Kindergartenausschusses 
besprochen worden, und die Gemeinde habe sich dankenswerterweise bereit erklärt, dies zu prüfen. 
Sie weist auf die Notwendigkeit hin, die Angelegenheit bezüglich der Gurte zu klären. 
1.VBgm Kurz berichtet, dass er beim Busunternehmen nachgefragt habe, jedoch keine konkrete 
Aussage erhalten habe. Er sei der Meinung, dass es möglich sei, selbst über die Angelegenheit zu 
entscheiden, da er nicht glaube, dass eine Rückmeldung komme. Der Vertreter des 
Busunternehmens habe gesagt, dass er die Situation prüfe und überlege, ob eine Lösung möglich 
sei. Er habe zweimal mit ihm telefoniert, um die Angelegenheit zu klären. 
 
GV Stöger berichtet, dass am vergangenen Samstag eine Flursäuberung stattgefunden habe, an der 
75 Personen teilgenommen hätten. Er äußert sich erfreut über die große Beteiligung und betont, dass 
eine erhebliche Menge an Abfall gesammelt worden sei. Er sei der Ansicht, dass die Veranstaltung 
sich bewährt habe. GV Stöger bedauert jedoch, dass keine Mitglieder des Gemeinderats, 
insbesondere von den Grünen und der ÖVP, an der Säuberungsaktion teilgenommen hätten, obwohl 
er dies bereits beim letzten Mal angesprochen habe. Er betont, dass es keine Verpflichtung zur 
Teilnahme gebe, jedoch fände er es schade, da der Gemeinderat eine gewisse Vorbildfunktion haben 
sollte. Abschließend hebt er hervor, dass die Bevölkerung die fehlende Teilnahme durch eine 
maximale Teilnehmerzahl ausgeglichen habe. 
 
Bgmin Prandner äußert ihren Dank für die Durchführung der Aktion, speziell auch an die Mitarbeiter 
der Gemeinde. Sie hebt hervor, dass die Feuerwehr, der Bauhof und die Vereine beteiligt gewesen 
seien. Sie betont, dass viele Kinderfreunde und Pfadfinder involviert gewesen seien.  
 
GV Stöger erklärt, er habe nicht vergessen, sich beim Bauhof und bei der Feuerwehr für die 
Veranstaltung selbst zu bedanken. 
 
Bgmin Prandner äußert sich positiv und bedankt sich herzlich.  
 
BGMin Prandner bedankt sich bei der Gemeinde für, den provisorischen Gehsteig auf der 
Oberfeldstraße. Sie führt aus, dass dies jedoch zu einer Beschwerde geführt habe.  
1.VBgm Kurz berichtet, dass er gemeinsam mit dem zuständigen Sachbearbeiter von der 
Bezirkshauptmannschaft Perg vor Ort gewesen sei, um die Situation zu begutachten. Sie hätten sich 
angeschaut, wie die Bauarbeiten durchgeführt worden seien, insbesondere die Installation des 
Abflussrohrs und der Drainagen. Er betont, dass alles einwandfrei gebaut worden sei und die 
Beschwerde bei der BH abgewiesen worden sei. 1.VBgm Kurz hebt hervor, dass der Vorwurf des 
Grundbesitzers, es läge keine wasserrechtliche Bewilligung vor, unbegründet sei, da für eine 
Grabenverrohrung am Straßenrand keine solche Bewilligung erforderlich sei. Er erklärt, dass sie 
selbst alles überprüft hätten und sogar in das Dorf gefahren seien, wo das Wasser ausgeleitet werde. 
Seitens der Gemeinde sei nichts beanstandet worden. 
Bgmin Prandner erklärt, dass vor Beginn der Arbeiten durch den Bauhof eine genaue Erkundigung 
bei dem zuständigen Planer erfolgt sei. Es sei festgestellt worden, dass weder ein wasserrechtlicher 
Bescheid noch eine Verhandlung notwendig seien, da diese Angelegenheiten bereits im Vorfeld 
geklärt worden seien.  
 
Bgmin Prandner berichtet, dass die Einladung des Arbeitskreises Gesunde Gemeinde nicht nur an 
die Gemeinderäte, sondern auch an Vereine, Feuerwehren, Schulen, Elternvereine und Kindergärten 
verschickt worden sei.  
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Sie betont, dass vor der Corona-Pandemie eine große Gruppe aktiv im Arbeitskreis mitgearbeitet 
habe, darunter die Leitung des Kindergartens, der Krabbelstube und der Schulen sowie verschiedene 
Vereine. Leider habe das Engagement nach der Pandemie stark nachgelassen, und bei den 
abendlichen Arbeitskreissitzungen sei die Teilnahme gering gewesen, während die Nachfrage nach 
finanzieller Unterstützung weiterhin bestehe. Sie erklärt, dass die Veranstaltungen der Gesunden 
Gemeinde hauptsächlich von der Arbeitskreisleiterin Elfriede Heinrich und ihrer Stellvertreterin Maria 
Hauzenberger mit Unterstützung von ihr selbst und Karo Buchberger organisiert würden. Der Erlös 
dieser Veranstaltungen werde an Institutionen wie den Elternverein, die Schule oder für die gesunde 
Jause im Kindergarten verteilt. Sie äußert den Wunsch, wieder eine aktive Gruppe zu haben, da das 
Land Oberösterreich finanzielle Unterstützung für die Erfüllung der Schwerpunktprogramme gewähre. 
Diese Programme seien für die Jahre 2023 bis 2025 festgelegt, und das Präventionspaket für 2026 
und 2027 sei mit der Regionalbetreuerin Eva Maria König abgestimmt worden.  
Bgmin Prandner lädt zur Vorstellung der geplanten Programme für 2026 und 2027 sowie zur 
Diskussion über vergangene Aktivitäten ein. Ziel sei es, die Menschen zur Mitarbeit im Arbeitskreis zu 
motivieren. Sie betont, dass es schade wäre, wenn der seit 25 Jahren bestehende Arbeitskreis nicht 
mehr zustande käme, da er bisher von der Arbeitskreisleiterinnen Elfriede Heinrich erfolgreich geleitet 
wurde.  
Bgmin Prandner lädt zur Teilnahme an einem Treffen am 23. April um 18:30 Uhr ein, bei dem auch 
ein kleiner Imbiss angeboten werde. Sie bittet um Anmeldung, um die Anzahl der Teilnehmer besser 
planen zu können.  


